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Kurz & gut 

Immer besser 
werden mittelfristig die 
Arbeitsmarktchancen für 
junge Chemiker. Aus al- 
len Bereichender Wirt- 
schaft werden schon jetzt 
- so der Bundesarbeitge- 
berverband Chemie (BA- 
VC) - zunehmend freie 
Stellen gemeldet. Auf- 
grund gesunkener Erstse- 
mesterzahlen werden im 
Jahr 2002 nur 1000 Hoch- 
schulabsolventen einer 
Nachfrage nach voraus- 
sichtlich 1.500Chemikern 
zur Verfügung stehen. 

Zufrieden 
mitihrem Einkommen ist 
nach einem Bundestags- 
bericht die Mehrheit der 
ostdeutschen Rentner. 
53%halten ihre monatliche 
Rente ohne Einschrän- 
kung für ausreichend. 

Mit 1,4 Prozent 
ist die Inflationsrate in 
den elf Mitgliedstaaten 
der EURO-Zone weiterhin 
konstant. Nach Angaben 
von Eurostat, dem Statisti- 
schen Amt der Europä- 
ischen Gemeinschaften, 
betrug sie auch vor einem 
Jahr nur 1,4Prozent. 
Für die gesamte Europä- 
ische Union weist die 
Luxemburger Behörde 
1,6 Prozent aus. 

10.000 Schulen 
werden, wie jetzt "Schu- 
len ans Netz" mitgeteilt 
hat, bis Jahresende einen 
Anschluß ans Internet ha- 
ben. Nach den Sommer- 
ferien sollen 1.500 vor al- 
lem derjenigen Schulen 
dazukommen, die bisher 
wenig Erfahrungen mit 
Computern hatten. 

Elf Info-Blätter 
über die ab 1. August offi- 
ziell gültigen neuen Aus- 
bildungsberufe hat der 
Deutsche Industrie- und 
Handeltag (DIHT) veröf- 
fentlicht. Das Paket "Fit 
für die Zukunft" kostet 
elf Mark und kann beim 
DIHT. Abteilung Informa- 
tion, Adenauerallee 148, 
53113 Bonn sowie bei 
den örtlichen Industrie- 
und Handelskammern 
bestellt werden. 

Das Spiel ist erst nach dem Schi ußpfiff entschieden 
Zur Wahlkampf- Vor vier Jahren Uneinigkeit über re Niederlage für den ewigen 

Tournee des wurde er vor den Schröders desi zu prophezeien. Kanzler. Mehr 

Bundeskanzlers Wahlen auch gnierten Wirt- Kohls Ferien- denn je hat er 

schreibt am 30. von Freund schaftsminister, ausflug nach klargemacht, 

Juli der Amster- und Feind abge- den Computer- Rügen hat die- daß das Spiel 

damer "Tele- schrieben. Jetzt, millionär Stoll- ses Gefühl mög- erst nach dem 

graaf": "Der Poli- da die Arbeits- mann, zunimmt. licherweise bei Schlußpfiff ent- 

tiker Kohl ist wie losigkeitsinkt wagen es immer vielen Touristen schieden ist. 

eine Katze mit und im gegneri- weniger Beob- vorstärkt. Die Typisch deutsch 

sieben Leben. schen Lager die achter, eine kla- Zeit wird knapp übrigens." 

DAS WICHTIGSTE I |\|R# 

DER WOCHE ' 
AUF EINER SEITE 

Stollmann ist der 
Käse in der Mausefalle 
der SPD. 

FDP-Ehrenvorsitzender 

       Otto Graf Lambsdorff I 

Generalsekretär Peter Hintze: Weltklasse für 

Deutschland - nur mit der Union 
Das ist ein hoher Anspruch. Mit weniger geben wir 
uns nicht zufrieden.Weltklasse bedeutet: Maßstä- 
be setzen sowie Wettbewerb und Leistung bejahen. 
Es heißt für uns: "das Beste für den Bürger geben" 
und ein "verläßlicher Partner der Welt sein". Wir 
wollen Deutschlands Platz unter den führenden 
Nationen sichern. Das bedeutet konkret: 

1 eine starke dynamische Wirtschaft, die Arbeits- 
plätze schafft und eine stabilisierende Funktion 
für die Weltwirtschaft erfüllt. Wir wollen den 
deutschen Unternehmen die Rahmenbedin- 
gungen bieten, damit sie Spitzenleistungen 
erbringen können. 

2 an der Spitze stehen von Forschung und Innova- 
tion. So wie "Made in Germany"soll „Entwickelt 
in Deutschland "zu einem Markenzeichen werden. 

3 die beste Ausbildung für die Jugend: die be- 
sten Schulen, Universitäten und die beste be- 
rufliche Bildung. 

4 eine Vorbildwirkung bei der Preisstabilität. Die 
DM ist heute eine harte Währung. Wir werden 
dafür sorgen, daß auch der EURO eine feste 
und stabile Währung wird. 

5 das leistungsfähigste Sozialsystem der Welt, das 
die Menschen für die Wechselfälle des Lebens 

sichert und die Schwachen schützt. Sozialer 
Frie- 

den setzt "Weltklasse in der Wirtschaft" vor3 

6 Maßstäbe setzen bei der Kriminalitätsbe-     „ 
kämpfung. Nur wer sich sicher und wohl 'u 

bringtauch Spitzenleistung. 

7 ein Vorbild an Verläßlichkeit für unsere Pa'^ 
ner in Europa und der Welt. Das bedeutet: i 
der NATO und bei den Vereinten Nationen 
mehr Verantwortung übernehmen. 

8 ein stabiles politisches System. Dazu geh0 

eine klare Abgrenzung gegenüber Radika' 
von links und rechts. 

9 Reformfähigkeit und Wettbewerb als gest ■$, 
risches Prinzip. Was heute Spitzenleistung 
ist morgen bestenfalls noch Standard. 0^ 
ständige Bereitschaft zu Veränderungen i 
Weltklasse nicht möglich. 

ut 
Das bedeutet vor allem: 

einen Bundeskanzler der Weltklasse. Mit He' 
Kohl verfügen wir über einen herausragende ^ 
Staatsmann. Er ist der Kanzler der Deutschend 
heit, der Kanzler der Europäischen Einigung 
der Kanzler der Zukunftsreformen. 

100.000 Arbeitsplätze 
sichert nach Anga- den Markgegangen. 

ben von Carl-Dieter Von den Mitteln für 
Spranger die von Investitionsförde- 

Deutschland geleiste- rung - seit 1991 rund 
te Entwicklungshilfe. 20Milliarden Mark- 
Allein an ostdeutsche kommen bis zu 85 
Firmen sind aus der Prozent an deutsche 
Entwicklungszusam- Firmen zurück, so 
menarbeit seit 1991 der Bundesminister 
Aufträgein Höhe für wirtschaftliche 
von rund 2,5 Milliar- Zusammenarbeit. 

Hermes-Sicherheit 
Mehr als 30O.0OOge- 
sicherte Arbeitsplätze 
und ein gesichertes 
Exportvolumen von 
36,8 Milliarden DM 
(1996: 35,4Mrd.) ste- 
hen hinter den rund 
32.000(1996:31.000) 
Deckungsanträgen, 
über die im vergan- 
genen Jahr das Bun 

deswirtschaftsm 
so9- 

sterium im Zuge 
Hermes-Ausfuhr- 
gewährleistungen 

entschieden hat 
Daskassenmäßige 

Defizit von Hermes 

ging1997gegenü 

dem Vorjahr um 
32,7% auf auf 583' 
Mio. DM zurück. 
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»Weltklasse für Deutschland" 
Um Kanzlerwahlkampf und dessen 

jjötralen Slogan erklärte auf einer 
ressekonferenz im Konrad-Adenauer- 

jjaus am 31. Juli Generalsekretär Peter 

D lr laden die Wählerinnen und Wähler in 
"tschland zu einem Kompetenz- und 
aubwürdigkeitsvergleich ein. Sie sollen 

UnH ^edes Pontische Thema vornehmen 
an, 

dann die beiden Konkurrenten mitein- 
dnder vergleichen: 

i     as haben sie in der zu Ende gehenden 
§ls'aturperiode geleistet? 

stp   le s'e'lt das aus' was sie in der näch- 
en Wahlperiode vorhaben? 

»Weltklasse für Deutschland" - 
,    ist nicht nur der Slogan unseres Kanz- 

stah ahlkampfs' sondern auch der Maß- 
rer w" die Wählerinnen und Wähler ih- 
Zli 

Wahlentscheidung am 27. September 
§runde legen müssen. 
eutschland steht in der Weltliga: 
Politisch, 

* wirtschaftlich, 
technologisch. 

nen   •   °nnen wir stolz sein. Darauf kön- 
Kla Wlr Uns aber nicnt ausruhen. Der 
^   '^nerhalt muß immer wieder neu er- 
es Af Werden- Auch in der Weltliga gibt 

Steiger und Abstiegskandidaten. 

SeDt 
Mi'lionen Wähler müssen am 27. 

nicht     er aufPassen<daß Deutschland 
werd ln d'e Zweitklassigkeit absinkt. Sie 
Land

en darüber entscheiden, ob unser 
sPieItaUCh Weiter in der Weltspitze mit- 

'nder\v i 
"" das' P'tze weiter mitspielen wollen 
rnit w'

St.s'cher ein hoher Anspruch. Aber 
den o

e"'§er dürfen wir uns nicht zufrie- 
denen. 

Der Prozeß der Globalisierung geht an 
Deutschland nicht vorbei: Politisches und 
wirtschaftliches Handeln findet längst 
nicht mehr innerhalb enger staatlicher und 
selbst kontinentaler Grenzen statt. Gegen- 
seitige Abhängigkeiten sind weltweit ge- 
worden. 

Da kommt es entscheidend darauf an, wer 
in diesem Prozeß Deutschland regiert und 
die Interessen unseres Landes vertritt. 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat gezeigt 
und unter Beweis gestellt: 

• Er ist der Kanzler der 
Deutschen Einheit. 

• Er ist der Kanzler der 
Europäischen Einigung. 

Helmut Kohl ist auch der Kanzler der Re- 
formen, die unsere Zukunft und den Klas- 
senerhalt Deutschlands in der Weltliga si- 
chern werden. 

Mit Helmut Kohl die Zukunft 
sichern - das bedeutet ganz 
konkret im einzelnen: 

• eine starke dynamische Wirtschaft, die 
Arbeitsplätze schafft und eine stabilisie- 
rende Funktion für die Weltwirtschaft er- 
füllt. 

• an der Spitze stehen von Forschung und 
Innovation. 

• die beste Ausbildung für die Jugend: 
die besten Schulen, Universitäten und die 
beste berufliche Bildung. 

• eine Vorbildwirkung bei der Preisstabi- 
lität. Die DM ist heute eine harte 
Währung. Wir werden dafür sorgen, daß 
auch der Euro eine feste und stabile 
Währung wird. 
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Zentrale Wahlkampf-Auftakt- 
Veranstaltung in Dortmund 

Mit einer Großveranstaltung in 
Dortmund eröffnen 

wir unseren diesjähri- 
gen Bundestagswahl- 
kampf. 
An der Wahlkampf-Auf- 
takt-Veranstaltung neh- 
men Spitzenpolitiker der 
CDU teil. 

Wahl kämpf-Auftakt '98 
Westfalenhalle 
Dortmund 
Sonntag, 23. August 
1998 

Programm-Ablauf: 
10.30 Uhr: 
Einlaß in die Westfalenhalle 
11.00 Uhr: 
Musikalisches Vorprogramm 
13.00 Uhr: 
Großkundgebung mit 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
Wolfgang Schäuble 
Bundesminister Theo Waigel 
Generalsekretär Peter Hintze 
Ministerpräsident Kurt Biedenkopf 
Bundesministerin Angela Merkel 
Bundesminister Norbert Blüm 

ca. 16.30 Uhr: 
Ende der Kundgebung 

• das leistungsfähigste Sozialsystem der 
Welt, das die Menschen für die Wechsel- 
fälle des Lebens sichert und die Schwa- 
chen schützt. 
• Maßstäbe setzen bei der Kriminalitäts- 
bekämpfung. 
• ein Vorbild an Verläßlichkeit für unsere 
Partner in Europa und der Welt. 
• ein stabiles politisches System. Dazu 
gehört eine klare Abgrenzung gegenüber 
Radikalen von links und rechts. 
• Reformfähigkeit und Wettbewerb als 
gestalterisches Prinzip. Was heute Spitzen- 
leistung ist, wäre ohne die Bereitschaft zu 
Veränderungen morgen bestenfalls nur 
noch Standard. 

Personalien 
Der bisherige Hauptgeschäftsführer 
der Christlich-Demokratischen Arbeit' 
nehmerschaft, Jürgen Radioff, ist 
aus Gesundheitsgründen in den vor- 
zeitigen Ruhestand getreten. Zum 
kommissarischen Hauptgeschäfts^"1' 
rer ernannte der Geschäftsführende 
Bundesvorstand Ulrich Hettinger, 
der auch die Funktion des gesell- 
schaftspolitischen Referenten in- 
nehat. Zum kommissarischen, stell- 
vertretenden Hauptgeschäftsführer 
wurde der CDA-Pressesprecher UW 
Schummer ernannt. 
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CDU und CSU räumen 
Aufbau Ost weiterhin Priorität ein 
^Aufbau Ostdeutschlands „ist eine 

. j*ßabe von nationaler Bedeutung", sag- 
- Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 

3
estagsfraktion, Wolfgang Schäuble, am 
' August in Schwerin bei der Vorstellung 
^zweiten Teils der gemeinsamen Wahl- 

J,attform von CDU und CSU für die 
ndestagswahl am 27. September. 

ni"h
dleser; Aussage stünden CDU und CSU 

^ t nur in Ostdeutschland, sondern auch in 
n alten Bundesländern, betonte Schäuble. 

p   Qvn Papier ziehen die beiden Unions- 
o    A16" e'ne Pos'^ve Bilanz des achtjähri- 
ünd        aUS in den neuen Ländern. CDU 
Kr f •     se'en die einzig verläßliche 
daß Hin Deutschland, die daran festhalte, 
muß    • Au.fbau °st Priorität behalten 
übe        d'e stru'ctureUen Unterschiede 

Kunden seien, sagte Schäuble. 
]jt-s

ßerdem stellte die Union ihre sozialpo- 
die p 

en Leitsätze vor. Demnach sollen 
k    amilien weiterhin gestärkt werden. 
hün 

§elte vor allem für Kinder- und Erzie- 
% '§sgeld, heißt es in dem Papier. 

Werh
le .Vereinbarkeit von Familie und Er- 

" Tätigkeit soll durch ein bedarfsge- 

rechtes Angebot zur Tagesbetreuung ge- 
fördert werden. 

• Alleinerziehenden soll besonders gehol- 
fen werden. 

• Die Ehe bleibe die beste Grundlage für 
die gemeinsame Verantwortung von Mut- 
ter und Vater in der Erziehung der Kinder. 

Sozialstaat umbauen 

Um die Leistungsfähigkeit der sozialen Si- 
cherungssysteme zu erhalten, werde der 
Sozialstaat weiter umgebaut. Nach der 
Rentenreform 1999 sei der nächste Schritt 
die Reform der Hinterbliebenenrente. Da- 
neben werden CDU und CSU für eine 
weitere Stärkung der zentralen Rolle der 
Familie für den Generationenvertrag ein- 
treten. 

Wer nach 45 Beitragsjahren in Rente geht, 
soll keine Abschläge hinnehmen müssen. 
Die Union kündigt auch eine Reform der 
bisher Sozialbeitragsfreien 620/520-Mark- 
Jobs an. Sie will sie jedoch nicht völlig 
abschaffen. 

„Die Zukunft der Gesellschaft - (k)eine 
alltägliche Aufgabe?!" 

^u diesem Thema veranstaltet der 
r** Evangelische Arbeitskreis der 

UU/CSU am Montag, den 17. Au- 

soh * n 16~~20 Uhr im Wissen" 
Dioif   2entrum' Ahrstr- 45> Bonn- ein 

'Skussionsforum. 
Ur>deslandwirtschaftsminister und 

Bundesvorsitzender des Evangeli- 
schen Arbeitskreises der CDU/CSU, 
Jochen Borchert, eröffnet die Ver- 
anstaltung. 

Wolfgang Schäuble, Vorsitzender 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
spricht zum Thema „Was ist Zukunft?" 
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Viele blühende Felder 
in den neuen Bundesländern 

Zur Vorstellung der Wahlplattform von 
CDU und CSU zum Aufbau Ost erklär- 
te der wirtschaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gunnar Uldall: 
Die Menschen in den neuen Bundeslän- 
dern können stolz sein auf die Erfolge 
beim wirtschaftlichen Neuaufbau, der zu 
Recht auf der ganzen Welt bewundert 
wird. Die Wahlplattform von CDU und 
CSU zeichnet ein realistisches Bild der 
aktuellen Lage: 
Der Strukturwandel ist geschafft, die In- 
frastruktur weitgehend modernisiert oder 
neu geschaffen, und der großen Mehrheit 
der Menschen, die die Wende als Chance 
begriffen haben, geht es heute deutlich 
besser als vor 10 Jahren. 
Von 1989 bis 1997 wurden in der ostdeut- 
schen Wirtschaft 1.170 Mill. DM inve- 
stiert. Auch wenn die Landschaften noch 
nicht flächendeckend blühen, gibt es doch 
inzwischen viele blühende Felder. Bei- 
spiele sind das Chemiedreieck, die Werf- 
ten an der Ostsee, die Automobilwerke in 
Sachsen und Thüringen, die boomende 
Mikroelektronik in Dresden. Viele Unter- 
nehmen in diesen Regionen zählen zur 
Weltspitze. 
Automobilwirtschaft: Die Auto- 
mobilwerke von VW bei Zwickau und von 
Opel in Eisenach sind Spitze in der Welt, 
sie sind um 30% produktiver als ver- 
gleichbare Werke in Europa. Vor der Wen- 
de bauten 10.000 Arbeitnehmer pro Jahr 
60.000 Wartburg; heute bauen 2.000 Ar- 
beitnehmer 160.000 Opel und gehören da- 
mit zur Weltspitze. Die gleiche positive 
Entwicklung kennzeichnet auch die Zulie- 
fererindustrie. 

Werften: Die Produktivität der seit 
1990 vollständig erneuerten Werften in 
Mecklenburg-Vorpommern hat heute mit 
rund 19,5 Fertigungsstunden/CGT einen 
europäischen Spitzenwert erreicht. Alle111 

seit 1995 ist die Produktivität um 40% ge' 
steigert worden. 
Mineralölindustrie: Die kürzlich in. 
Betrieb genommene Raffinerie des franz0' 
sischen Unternehmens ELF in Leuna ist 
die modernste Anlage in Europa. Wenigef 

als 10% der 1989 in 3 Kombinaten Be- 
schäftigten erzeugen heute die gleiche 
Menge an Mineralölprodukten wie 1989- 
Rund 20 Mio. Tonnen werden für den 
deutschen und europäischen Markt herg6' 
stellt, ein gewaltiger Produktivitätssprung' 

Eindrucksvolle Beispiele 

Die Beispiele unterstreichen die Lei- 
stungsfähigkeit in den neuen Ländern. " 
Rahmenbedingungen der Wirtschaftsföf' 
derung durch die Bundesregierung, die p 

zum Jahre 2004 in überarbeiteter Form 
verlängert wurden, sind richtig. Eine ^ly 
schaftsorientierte Verwaltung, kooperat' 
Arbeitnehmervertretungen, engagierte A 
beitnehmer und verantwortungsbewußt 
Unternehmer sind eine wesentliche Vor- 
aussetzung für die bisherigen Erfolge- ^ 
Chancen für eine dauerhafte Trendweno 
auf dem Arbeitsmarkt auch in den neuen 
Ländern sind gut. 
Wir müssen den Stimmen in der SPD uj1 

der PDS, die Stimmung gegen den Wes •* 
und die Marktwirtschaft schüren, offens 

entgegentreten. Die Erfolge gerade beim 
wirtschaftlichen Aufbau geben uns dabß ^ 
Recht. 
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Unseren klaren finanzpolitischen 
Vorstellungen hat 

die SPD nichts entgegenzusetzen 
faßlich der Vorstellung des Grund- 
tilo   Piers "symmetr'sche Finanzpoli- 

^010" durch den Bundes! inanzmini- 
lit,r     eo Waigel erklärte die finanzpo- 
jsche Sprecherin der CDU/CSU-Bun- 

estagSfraktion Gerda Hasselfeldt: 
e Grundsatzaussagen des Bundesfinanz- 

ministers zur Finanzpolitik bis 2010 belegen 
rei hlndrucksvolle Weise, welch umfang- 
die  - Unc^ Woh'ausgewogenes Konzept für 
y nächste Legislaturperdiode bei den 

°nsparteien schon auf dem Tisch liegt: 
y   ochste Priorität für die stufenweise 
dJ^irk''cnung der Steuerreform nach 
ab 1     tersrjerger Konzept der Koalition 
Nett      ^99 unter Berücksichtigung einer 
3Qx?entlastung in Höhe von insgesamt 

Mrd. DM, verteilt auf die Stufen: 

w0'Jjenr Selbständigkeit und klare Verant- 
pj   Un§ für Aufgaben, Finanzierung und 
der^

ausgleich zwischen Bund und Län- 
Dzw. den Ländern untereinander, 

rahrn Uor^nung des europäischen Finanz- 
ens unter Berücksichtigung einer kla- 

gte unbeugsamer Kämpfer 

^euefSenkungen und eine zweck- 
J lgere Aufgaben- und Einnahmen- 

*rteilung zwischen den öffentlichen 
^^shalten zieht Bundesfinanzminister 
k°>gel in die letzte Etappe des Wahl- 
n ^or allem mit seiner Zusiche- 
sJh8' die am Widerstand der SPD ge- 

iterte Reform der Einkommen- und 
W yf^tofisteuer sofort nach einem 

«"/sieg von CDU/CSU wieder auf 

ren regionalen, nationalen und europäi- 
schen Aufgabenteilung sowie fairen Bei- 
tragsregelungen unter deutscher EU-Präsi- 
dentschaft Anfang 1999, 

• Stabilisierung der internationalen Fi- 
nanzbeziehungen und des internationalen 
Währungssystems unter deutscher 
Führung der G7/G8. 
Eine frühzeitige Umsetzung der Steuer- 
reform ist das richtige Signal für Bürger 
und Unternehmer, denn sie gibt Planungs- 
sicherheit und schafft Freiräume für 
Investitionen und Arbeitsplätze. Durch 
Finanzreformen kann der Föderalismus in 
der Bundesrepublik Deutschland, aber 
auch die europäische Weiterentwicklung 
neue Attraktivität und Akzeptanz ge- 
winnen. 

Demgegenüber kommen im finanzpoliti- 
schen Bereich wenig klare Aussagen aus 
der Opposition. Es darf deshalb nicht hin- 
genommen werden, daß der Kanzlerkandi- 
dat nur Allgemeinplätze zu finanzpoliti- 
schen Themen abgibt. ■ 

den Weg zu bringen, wird er bei der 
Mehrheit der Deutschen große Sympa- 
thie auslösen. 

Dies auch bei jenen, die ihm zu Recht 
vorgeworfen haben, diese Reform viel zu 
spät eingeleitet zu haben. Hoffentlich 
kann man ihn bald beim Wort nehmen. 

Wieder einmal dürfen Unternehmen 
und Haushalte jedenfalls von einer 
spürbaren Entlastung träumen. 

Rheinische Post 
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Zu einer erfolgreichen Politik 
gehört mehr als 

das Klopfen flotter Sprüche 
Der wirtschaftspolitische Sprecher des 
Bundesvorstands, Bundesverkehrsmini- 
ster Matthias Wissmann, zu den politi- 
schen Vorstellungen des designierten 
SPD-Wirtschaftsministers Stollmann: 
Der designierte SPD-Wirtschaftsminister 
Jost Stollmann hat sich aus dem Urlaub 
zurückgemeldet und macht weiter, wie er 
begonnen hat: mit Vorschlägen, die entwe- 
der unausgegoren, in sich widersprüchlich 
oder mit dem Wahlprogramm der SPD 
nicht vereinbar sind. Jedenfalls zeichnet 
sich auch einige Wochen nach seiner Be- 
nennung durch den SPD-Kanzlerkandida- 
ten keine konsequente wirtschaftspoliti- 
sche Linie ab, auf die sich Bürger und Un- 
ternehmen unseres Landes einstellen 
könnten. 
Vor allem irritiert der schnelle Meinungs- 
wechsel, den Herr Stollmann regelmäßig 
vollzieht: 
• Erst vor wenigen Tagen mußte er nach 
heftigem Widerspruch von allen Seiten, 
besonders auch aus den Reihen der SPD 
und der Gewerkschaften, seine vorschnel- 
len Äußerungen zur Sinnhaftigkeit von 
Subventionen wieder zurücknehmen. 

• Bekannt gemacht hat sich Herr Stoll- 
mann in seinen ersten Tagen als SPD-An- 
wärter auf das Wirtschaftsressort durch sei- 
ne forschen Äußerungen zu Betriebsräten. 
Er hielt sie damals für überflüssig. Während 
seines Urlaubs scheint er sich nun eines an- 
deren besonnen zu haben und spricht sich 
nun deutlich für Betriebsräte aus. 

• Auch wenn Herr Stollmann fordert, das 
Steuersystem müsse völlig umgekrempelt 

werden, äußert er - offenbar unabge- 
stimmt - seine persönliche Meinung. Im 
SPD-Wahlprogramm ist davon jedenfalls 
nichts zu lesen. Er will „weg von direkte"1, 

hin zu indirekten Steuern", womit gerade 
Arbeitnehmcrhaushalte mit Kindern über' 
durchschnittlich belastet würden. Wie üh' 
lieh drückt Herr Stollmann sich auch bei 
diesem Thema konturlos aus, und niernafl 
weiß, was er eigentlich inhaltlich meint- 
Man darf gespannt sein, wann er auch hiß 

die Kehrtwende vollzieht. 

Mit Stollmann hat sich der SPD' 
Kanzlerkandidat einen 

Laienspieler in sein Team geholt* 

Fest steht jedenfalls: Seine Forderung 
nach einer radikalen Vereinfachung des 
Steuersystems ist mit dem Steuer- 
erhöhungsprogramm von Rot-Grün nic^ 
vereinbar, die ja allein acht neue Steuern 
einführen wollen - nationale Energiesteü' 
er, Kerosinsteuer, Devisensteucr, Verrnö' 
gensteuer, Schwerverkehrsabgabe, Laste 
ausgleichsabgabe, Ausbildungsabgabe ü 

Mindeststeuer- und die Mineralölsteuer 
erhöhen wollen. 
• Auch mit seinen Vorstellungen über0 

künftige Finanzierung der Renten stellt 
sich Herr Stollmann in Widerspruch zu 

der Partei, für die er künftig Wirtschaft8' 
politik betreiben soll. Während für SP" 
und auch Gewerkschaften an einer bei- 
trags- und leistungsbezogenen Rente K 
Weg vorbeigeht, stellt sich ihr künftigef 
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Deutscher Kulturrat würdigt 
die CDU-Kulturpolitik 

Der Deutsche Kulturrat, Spitzen- 
Verband von über 200 Bundesver- 
bänden aus der Kultur- und Me- 
dienszene, hat sich mit großem Lob 
Jfnd hoher Anerkennung zur CDU- 
Kulturpolitik geäußert. 
Aus Anlaß der für die nächste Woche 
geplanten Veröffentlichung der Wahl- 
Pfüfsteine des Kulturrates in Form 
e,ner umfangreichen Dokumentation 
nahm der Geschäftsführer des Kultur- 
rates, Olaf Zimmermann, bereits jetzt 
*u den kulturpolitischen Plänen der im 
Bundestag vertretenen Parteien Stel- 
lung. 

Zimmermann bezeichnete die Antwort 
der CDU auf die Wahlprüfsteine seines 
Verbandes als ein „exzellentes" Papier. 
Ule CDU zeige, daß sie über hervorra- 
gende Kenntnisse in der gesamten Kul- 
lUl~landschaft verfüge. Keine andere 

Partei kenne sich in diesem Bereich so 
gut aus, meinte der Geschäftsführer 
des Kulturrates weiter. Bemerkenswert 
an der CDU-Kulturpolitik sei weiter- 
hin, daß sie neben der Forderung nach 
einer besseren Partizipation von Frau- 
en im Kultur- und Medienbereich eine 
Vision zur Vermittlung einer breit an- 
gelegten Medienkompetenz entwicke- 
le, um eine Spaltung der Gesellschaft 
in Informationsreiche und Informati- 
onsarme zu verhindern. 

Der kulturpolitische Entwurf der SPD 
fiel dagegen in den Augen von Zim- 
mermann knapp und lustlos aus. Den 
Sozialdemokraten sei es scheinbar 
nicht gelungen, Visionen auf dem Ge- 
biet der Kultur zu entwerfen. Nach 16 
langen Oppositionsjahren sei dies für 
den Politikansatz der SPD besonders 
enttäuschend. 

(jueüg0nist in Sachen Wirtschaft „indivi- 
dip< i_ ^0sungen" vor, was auch immer 

Sch0    lien mag- 
sicu " ln diesen wenigen Beispielen zeigt 
stari ,le §anze wirtschaftspolitische Sub- 
Amt d   8keit des SPD-Kandidaten für das 
frage^Wirtschaftsministers. Man muß 
gr0ß   dürfen, ob wir uns angesichts der 
deru^n wirtschaftspolitischen Herausfor- 
Jahrh      ' d'e an der Schwelle zum 21. 
$chaft

Undert vor uns liegen, einen Wirt- 
V0rstj^'nister leisten können, der seine 
Wiejj    Ungen innerhalb kürzester Zeit 
chen p rev'dieren muß. Zu einer erfolgrei- 
ter s   

0lll,k gehört nicht das Klopfen flot- 
ÖretteJUChe' Sondern das Bohren dicker 

Daß Herr Stollmann um Vertrauensvor- 
schuß wirbt, zeigt, daß er sich seiner 
Äußerungen wohl selbst nicht sicher ist. 
Mit ihm hat sich der SPD-Kanzlerkandidat 
offenbar einen Laienspieler in sein Team 
geholt. 

Fatal für Deutschland wäre ein Wirt- 
schaftsminister ohne erkennbare Linie vor 
allem auch auf internationalem Parkett. 
Man stelle sich nur einen Wirtschaftsmi- 
nister Stollmann vor, der einen EU-Mini- 
sterrat leiten soll, ohne selbst eine klare 
Konzeption zu haben! Unsere Nachbarn 
würden es sich bei aller Freundschaft 
kaum nehmen lassen, ihre Interessen dann 
auch auf Kosten Deutschlands durchzu- 
setzen. ■ 
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Regierungssprecher Otto Hauser: 

Positive Entwicklung am 
Arbeitsmarkt dauerhaft 

Es gehört inzwischen schon zum Ritual, 
daß unmittelbar vor Bekanntgabe der 
Arbeitsmarktzahlen von interessierter 
Seite Zahlen in die Welt gesetzt werden, 
mit denen die Erfolge auf dem Arbeits- 
markt in Zweifel gezogen werden sollen. 
Tatsache ist, daß in der Bundesanstalt für 
Arbeit (BA) bisher noch nicht einmal vor- 
läufige Zahlen für den Juli 1998 vorliegen. 
Dies hat die BA auch klargestellt. Alle 
Zahlen, die jetzt verbreitet werden, haben 
nur den einzigen Zweck, die Trendwende 
am Arbeitsmarkt kaputtzureden. 
In jedem Jahr steigt im Juli die Arbeitslo- 
sigkeit aus saisonbedingten Gründen an. 
Die Hauptferienzeit, der Abschluß der Be- 
rufsausbildung sowie das Quartalsende am 
30. Juni sind die Ursachen hierfür. Von 
1991 bis 1997 lag der Anstieg von Juni 
auf Juli im Durchschnitt bei 176.000, im 
letzten Jahr bei 132.000. Dies wird der 
Maßstab sein, um die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit beurteilen zu können. 

Alles spricht dafür, daß die positive Ent- 
wicklung am Arbeitsmarkt dauerhaft ist. 
Während im Januar 1998 die Arbeitslosig- 
keit in ganz Deutschland noch rd. 165.000 

über den Vorjahresmonat lag, ist sie im MaI 

erstmals um rd. 58.000 unter das Vorjahres- 
niveau gesunken. Im Juni lag die Arbeitsl0' 
senzahl bereits 147.000 unter dem Vorjah- 
resmonat. Alle Anzeichen deuten darauf 
hin, daß sich im Juli dieser Trend fortsetzt- 

Damit läge die Arbeitslosenzahl im 3. M0' 
nat in ganz Deutschland unter dem Vor- 
jahresniveau, was auch nach Ansicht der 
Bundesanstalt für Arbeit ein eindeutiges 

Eindeutige Anzeichen für 
eine Trendwende 

Anzeichen für eine Trendwende ist. Im 
Westen liegen die Arbeitslosenzahlen be- 
reits seit Januar unter den Vorjahresmon3' 
und auch im Osten ist damit zu rechnen, 
daß sich die Trendwende stabilisiert und 
die Arbeitslosenzahlen im Juli - wie sch° 
im Vormonat - unter dem Vorjahreswert 
liegen werden. 

Auch die Zahl der offenen Stellen zeigt 
die positive Entwicklung am Arbeits-      * 
markt. So waren im Juni 1998 mit 483-3"- 
offenen Stellen 116.496 mehr als im Vof 

Die Veränderungen von Juni zu Juli in den Jahren 1991 - 19^ 
Jahr Deutschland Ost West 

1991 + 327.000 + 226.000 101.000 
1992 + 178.000 +   65.000 + 113.000 
1993 + 227.000 +   67.000 + 160.0Q0- 

+   92.000, 1994 + 111.000 +   19.000 
1995 + 133.000 +   38.000 + 
1996 + 127.000 +   28.000 
1997 + 132.000 +   50.000 
Durchschnitt + 176.000 
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Veränderungen Arbeitslose 1998 zum Vorjahresmonat 
Bestand in Veränderung zum Vorjahr 

^niL        Deutschland Deutschland 
Januar 

Februar 

West Ost 

4.823 + 164.917 -13.476 + 178.393 
4.819 + 147.483 - 26.431 + 173.914 
4.623 + 146.187 - 35.683 + 181.870 
4.421 +   73.885 -63.145 + 137.030 
4.197 -   58.329 -118.825 

4.075 -147.377 -134.266 

+   60.496 

-    13.111 

ei rfsmonat gemeldet. Dies ist jedoch nur 
n kleiner Ausschnitt. Da nur rd. 40 Pro- 

te nt aller offenen Stellen den Arbeitsäm- 
n gemeldet werden, kann man von rd. 

1,2 Millionen offenen Stellen ausgehen. 
Selbst bei einem Anstieg um 100.000 wäre 
der Zuwachs weitaus geringer als sai- 
sonüblich und der geringste seit 1991. 

Größere Beschäftigungschancen 
durch niedrigere Einstiegslöhne 

j^ur Kritik von Walter Riester an 
Kombi-Löhnen erklärte der wirt- 
^naftspolitische Sprecher des Bun- 
desvorstands, Bundesminister Mat- 
thias Wissmann: 
Die Kritik von Riester an Kombi-Löh- 
"er< ist nicht nachvollziehbar. Offenbar 
nat Riester die Menschen, die den An- 
schluß an den Arbeitsmarkt verloren 

aben, bereits abgeschrieben. Ange- 
j*lchts der Trendwende auf dem Ar- 
eitsmarkt müssen jetzt weiter alle Re- 

gister gezogen werden, um die Ar- 
glosigkeit zu bekämpfen. Der Ar- 
j^smarkt der Zukunft darf nicht nur 

'^nigh-tech"-Humankapital ä la Stoll- 
ann Perspektiven eröffnen, sondern 

seh  aUCh Geringcluanfizierten oder 

^n\ver vermittelbaren Arbeitslosen 
m    er Chancen der Wiedereingliede- 
he

n§ *? das Arbeitsleben eröffnen.Da- 
sch IftJissen w'r aucn starkere Anreize 

arfen, damit mehr Beschäftigte von 

subventionierten Arbeitsplätzen auf 
wettbewerbsfähige Arbeitsplätze 
wechseln. Die Aufnahme bezahlter Ar- 
beit muß sich lohnen, nicht zuletzt für 
Empfänger von Sozialhilfe oder Ar- 
beitslosenhilfe. Kombi-Lohn-Modelle 
sind dafür ein richtiger wirtschafts- 
und sozialpolitischer Ansatz. 
Bei der Höhe der „Einstiegslöhne" 
müssen auch die Tarifparteien umden- 
ken. Niedrigere Einstiegslöhne sind 
nicht unsozial, im Gegenteil: Sie ge- 
ben denen eine Chance zur Beschäfti- 
gung, die bei gegebenem Lohnniveau 
keine Arbeit finden. Mit unserer 
großen Steuerreform, die den Ein- 
gangssteuersatz von 25,9 % auf 15 % 
senkt, wollen wir geringer bezahlte, 
einfache Tätigkeiten generell attrakti- 
ver machen. Gerade im Dienstlei- 
stungsbereich könnten so für weniger 
Qualifizierte mittelfristig Hunderttau- 
sende neuer Arbeitsplätze entstehen. 
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Der Tanz von Walter Riester 
auf zwei Hochzeiten ist peinlich 

Der Vorsitzende der Arbeitnehmer- 
gruppe der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Wolfgang Vogt, erklärte zum 
zwielichtigen Verhalten des SPD-Schat- 
tenarbeitsministers und 2. Vorsitzenden 
der IG Metall, Walter Riester: 
Von Tag zu Tag wird es für den IG Metal- 
ler Walter Riester peinlicher. Der Tanz auf 
zwei Hochzeiten gerät ihm zum zwielich- 
tigen Trauerspiel. 
Jost Stollmann, der Schattenwirtschaftsmi- 
nister, wildert ungehemmt mit Vorschlä- 
gen, die jedem Gewerkschafter die Zornes- 
röte ins Gesicht treiben muß, in dem politi- 
schen Revier, für das der Schattenarbeits- 
minister zuständig ist. Die Latte dieser - 
wenigstens für Gewerkschaftsohren - 
wahnwitzigen Vorschläge ist beliebig. 
Aber statt gegenzuhalten, verleugnet sich 
der IG Metaller, verbiegt sich und deckt 
Jost Stollmann. Forderungen der Gewerk- 
schaften, die Walter Riester selbst maß- 
geblich mitformuliert hat, hat er offen- 
sichtlich abgehakt. Aus Walter Riester 
spricht nicht mehr der Gewerkschafter. 
Äußerlich ist er zwar weiter der 2. Vorsit- 
zende der IG Metall, innerlich aber hat der 
Gewerkschafter schon längst abgedankt. 
Besonders peinlich und zwielichtig ist das 
Herumeiern von Walter Riester in Sachen 
Mitbestimmung. 

Jost Stollmann hat wiederholt keinen He"1 

daraus gemacht, daß er mit der Betriebs- 
verfassung nichts am Hut hat. Demge- 
genüber hat Walter Riester noch vor kur- 
zem, nämlich am 26. Juni 1998 betont, 
daß die betriebliche Mitbestimmung aus- 
schließlich im Betriebsverfassungsgesetz 
ihren Ausdruck finden darf, und gefordert' 
die Rechte der Betriebsräte durch Gesetz 
erheblich zu stärken. 
Diese Position ist meilenweit entfernt 
von der des Schattenwirtschaftsmini- 
sters. Aber das hindert Walter Riester 
nicht, Jost Stollmann frei nach dem Mot' 
to „Was stört mich mein dummes Ge- 
schwätz von gestern" zu decken und zu 
erklären, es gebe zwischen ihnen keine11 

Dissens. 
Der Fall Jost Stollmann ist für die Ge- 
werkschaften auch zum Fall Walter Rie' 
ster geworden. Er belastet die Glaubwür' 
digkeit der Gewerkschaften, die das ganZ 

Politik-Theater finanziell unterstützen,^ 
insgesamt. Nur durch eine „Amtspause 
kann Walter Riester den Gewerkschaft611 

noch den Rest an Glaubwürdigkeit rette11, 

den sie künftig bitter nötig haben werdet- 
um die Interessen der Arbeitnehmer wii* 
sam vertreten zu können. Später kann ef 

dann an seinen angestammten Arbeitsp'ag 
zurückkehren. 

Ein Drittel der Fläche Deutschlands ist Ackerland 
Das ergab die Bodennutzungserhebung des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden 
vom Mai dieses Jahres. Insgesamt werden 11,8 Millionen Hektar Boden landwirt- 
schaftlich genutzt. Im Westen beträgt der Anteil der Ackerfläche knapp 30 Prozent* 
in Ostdeutschland rund 41 Prozent. Knapp 60 Prozent der Felder (7,0 Millionen 
Hektar) werden den Angaben zufolge mit Getreide bestellt. Auf rund 10 Prozent 
(1,15 Millionen Hektar) wachsen Ölfrüchte. 
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Peter Hintze: Lebenslänglich muß 
tatsächlich lebenslänglich sein 

^ur Forderung der Grünen, die Le- 
oensIänglich-Bestrafung für Mörder 
abzuschaffen, erklärte Generalse- 
kretär Peter Hintze: 
Die Forderung der Grünen, die lebens- 
lange Freiheitsstrafe für Mörder in ei- 
ne Zeitstrafe umzuwandeln, ist 
ernpörend. Die Bevölkerung hat ein 
Anrecht darauf, vor gefährlichen Mör- 
dern geschützt zu werden. Die schlim- 
men Sexualmorde an Kindern haben 
gezeigt, daß die Wiederholungsgefahr 
ngoros ausgeschlossen werden muß. 

Für gefährliche Täter muß deshalb in 
Zukunft lebenslänglich wieder lebens- 
länglich bedeuten. Wenn die Grünen 
davon sprechen, eine lebenslängliche 
Freiheitsstrafe sei menschenunwürdig, 
dann halte ich ihnen entgegen, daß 
derjenige, der einem anderen Men- 
schen sein ganzes Leben nimmt, eine 
Einschränkung seiner eigenen Frei- 
heitsrechte hinnehmen muß. Der 
Schutz der Bevölkerung hat absoluten 
Vorrang vor grünen Therapie-Experi- 
menten. 

Die Grünen haben sich programmiert:     
• Ausstieg aus der Formel 1 

in 2 Jahren 

§ Ausstieg aus dem Bundestag 
in 8 Wochen 

• Ausstieg aus der Nato 
'n 8 Jahren 

•Ausstieg aus der Kernenergie 
"n 4 Jahren 

Andreas Schmidt: Drogenpolitischer Irrkurs 
ie Forderung der Grünen nach 
reigabe sog. weicher Drogen wie 

Haschisch oder Cannabis ist gefahr- 
en und verharmlost die wahren 

^fahren dieser Drogen. 
aschischkonsum ist eindeutig ge- 

sundheitsschädlich. Die negativen 
^Wirkungen von Haschisch-Lang- 
eitkonsum sind allgemein bekannt: 
ronchitische Beschwerden, Veren- 
|Ung der Luftwege, Erhöhung des 
^bsrisikos im Lungen- und Hals- 
T ,sen~Rachenraum, Steigerung des 
a  

arktrisikos, Hirnschädigungen und 
s    

ere Schäden am Zentralen Nerven- 
em> Beeinträchtigung des Kurz- 

zeitgedächtnisses, Abbau der Konzen- 
trations- und Leistungsfähigkeit und 
Psychosen treten auf. 
Die Gefahr der kulturellen Veran- 
kerung einer weiteren legalen Droge 
ist schon durch die Verharmlosung 
und die ständigen Anträge der Grü- 
nen auf Freigabe gegeben. Ange- 
sichts der erheblichen gesundheitli- 
chen Beeinträchtigungen und Gefah- 
ren ist es fahrlässig, die Freigabe 
weicher Drogen zu fordern. Ein wei- 
teres Beispiel dafür, daß man den 
Grünen in unserem Lande keine poli- 
tische Verantwortung überlassen 
darf. 
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Vor extremistischen Tendenzen 
muß frühzeitig gewarnt werden 

KAS-Generalsekretär Ottfried Hennig 
anläßlich der Vorstellung der neuen 
PDS-Studie „Das Prinzip Gegenmacht. 
PDS und Parlamentarismus": 
Zum Grundkonsens der Demokraten in 
Deutschland gehört, den Radikalismus 
und Extremismus sowohl von rechts als 
auch von links politisch entschieden zu 
bekämpfen. 
Extreme Parteien - wie die PDS - versu- 
chen, diesen Konsens der Demokraten zu 
sprengen. Um dieser Gefahr entgegenzu- 
treten, ist ein entschlossenes Vorgehen ge- 
gen die Gegner der Demokratie unerläß- 
lich. Dazu gehört auch die systematische 
Information über radikale und extreme 
Parteien durch wissenschaftliche Pro- 
gramm- und Ideologiestudien. Die Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung leistet dazu wichti- 
ge Beiträge. 
Erst kürzlich haben wir eine Interne Stu- 
die zum parlamentarischen Verhalten der 
DVU erstellt. Auch mit der PDS beschäfti- 
gen wir uns nicht das erste Mal. Zuletzt 
hat die Konrad-Adenauer-Stiftung 1995 - 
schon damals unter Mitwirkung unseres 
Autors Jürgen P. Lang - eine fundierte 
Parteien- und wählersoziologische Analy- 
se der PDS vorgelegt. Auch künftig ver- 
steht sich die Stiftung im Rahmen ihres 
politischen Bildungsauftrages als 
Frühwarnsystem gegenüber extremisti- 
schen Tendenzen. 
Die neue PDS-Studie hat durch die jüng- 
sten Äußerungen des SPD-Bundesge- 
schäftsführers eine besondere Aktualität. 
Politikwissenschaftler sprechen schon lan- 
ge von einer „Erosion der Abgrenzung" 
gegenüber der PDS. Mit der Ankündigung 
Münteferings, die ostdeutschen SPD-Lan- 
desverbände hätten künftig freie Hand im 

Umgang mit der PDS, ist nun auch partei- 
offiziell das Feld freigegeben. 

Der Damm bricht 
Was eine Zusammenarbeit demokratischer 
Parteien mit der PDS in Landesparlamen- 
ten bedeutet, sollte nach der Lektüre die- 
ser Studie jedem klar sein. Manchmal be- 
schleicht mich der Eindruck, politische 
Bildung ist nicht nur bei Heranwachsen- 
den und politischen Laien vonnöten, son- 
dern auch bei denen, die auf Plakaten vef' 
künden, sie seien bereit, Verantwortung 
für dieses Land zu übernehmen. 
Im Gegensatz zur 95er Studie beschäftig1 

sich die neue Untersuchung mit dem the-0' 
retischen Parlamentarismus-Verständnis 
und den praktischen Ergebnissen der paf' 
lamentarischen Arbeit der PDS im Bun- 
destag und in den ostdeutschen Landta- 
gen, die bislang noch nicht systematisch 
analysiert wurden. Gerade der Umgang 
mit und das Verhalten in den Parlamente 
ist gewissermaßen der Lackmustest für ° 
Ernsthaftigkeit der demokratischen Gesin 

nung einer Partei. 
Die Resultate des parlamentarischen Wn*' 
kens der PDS sind durchweg ernüchtern 
Zusammenfassend läßt sich sagen: Die 
PDS ist eine Partei der inneren Wider- 
spräche. Ihre Distanz zum parlamentari- 
schen System kommt auch in dem zum 
Teil ziellosen Aktionismus zum Ausdmc 

den die PDS in den Volksvertretungen im 

den Tag legt. Diese nutzt sie mit Vorließ 
als Tribüne für ihre systemüberwindend 
Vorstellungen. Das Parlament ist für die 
PDS nur ein Spielball, um politisch und 
gesellschaftlich Unruhe zu stiften. 

(Siehe auch ARGUMENTE: Wie ?VS 
und SPD einander näherkommen. S« 
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Aufschwung greift im Mittelstand 
fj.

Ur Halbjahresbilanz der Kreditanstalt 
"r Wiederaufbau (KfW) erklärte der 

coifstandspo,itische SPrecher der 
U/CSU-Bundestagsfraktion, Hans- 

JUrgen Doss: 
Di 
onVICh-ige Politik der von den Koalit'- 

Fraktionen getragenen Bundesregie- 
te.n^..Und der erprobten Unterstützung mit- 
^ ständischer Unternehmen trägt Früchte. 

le mit der KfW finanzierten Investitio- 
n in Produktionsanlagen und Arbeits- 

plätze sirh«.-., ;~, \g:**~i~*—A ^c\n r\(\i\ 
Arb 

:e sichern im Mittelstand 600.000 
e'tsplätze. Diese positive Nachricht ist 
so wichtiger, wenn man weiß, daß es 

n !"ade d>e kleinen und mittleren Unter- 
b Ijmen sind, die die Mehrheit der Ar- 

'lsPlätze in Deutschland schaffen und aufD; 
I), 

Versichern. 
3 r Mittelstand investiert rege, denn die 
ejn   esregierung hat diesen richtigen Weg 
tye>eSCnlagen und wird ihn konsequent 
p0|'.er§enen. Die positive Wirkung dieser 
sich     'St bereits erkennbar und würde 
st£r.auch beschäftigungspolitisch schon 
jL  ker bemerkbar machen, wenn die SPD 
tUnoParte'taktisch motivierte Blockadehal- 

§ 'm Bundesrat aufgeben und die im 

Bundestag beschlossenen Entlastungs- 
maßnahmen mittragen würde. Der Auf- 
schwung ist da! Es ist nicht der Auf- 
schwung Gerhard Schröders, es ist der 
Aufschwung der erfolgreichen und ver- 
nünftigen Politik der letzten Jahre. Die 
Lockerung von Investitionshemmnissen 
(Lohnfortzahlung, Kündigungsschutz, 
Krankengeld usw.) in Verbindung mit di- 
rekten Entlastungen der Unternehmen 
durch den Wegfall der Besteuerung von 
Unternehmenskapital (Gewerbekapital- 
steuer, Vermögensteuer) trägt Früchte. 
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat 
rund die Hälfte der insgesamt 20 Milliar- 
den DM Förderkredite der mittelständi- 
schen Wirtschaft zur Verfügung stellen 
können; wobei hervorzuheben ist, daß die 
Kreditvergabe in den letzten sechs Mona- 
ten sehr stark angestiegen ist. 7,5 Milliar- 
den DM wurden im ersten Halbjahr für 
Projekte in Ostdeutschland zugesagt. Da- 
durch wird die Förderung von langfristi- 
gen Finanzierungen durch die KfW einfa- 
cher und früher möglich als es für die Un- 
ternehmen aus eigener Kraft machbar 
wäre. 

PDS bleibt ewig gestrig 
J-^r PDS Vorsitzende Bisky hat 

. DDR-Gründer Walter Ul- 
ö^cht zu dessen 25. Todestag als 
Jj^aatsmann von Format" gewür- 

^ndreas Schmidt (Mülheim), parla- 
c^Jtarischer Geschäftsführer der 
^ U/CSU-Bundestagsfraktion: Diese 
e 

Urdlgung demaskiert die PDS als 
'g gestrig und verhöhnt alle Opfer 

der DDR-Diktatur. Ulbricht war kein 
Staatsmann von Format, sondern ist 
das Symbol für Mauerbau, Schießbe- 
fehl und millionenfache Menschen- 
rechtsverletzungen . 

Die Wortwahl des Herrn Bisky zeigt 
erneut, daß die PDS kein Partner für 
eine demokratische Partei sein kann. 
Wer das anders sieht, hat auch kein 
Format, Herr Müntefering! 
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Freiheit für das Internet" 
So lautet eine Aktion im Internet, die 
die Internet-User dazu auffordert, sich 
für die Stärkung der Meinungsfreiheit 
im Netz und zugleich für eine effekti- 
vere Bekämpfung des Mißbrauchs ein- 
zusetzen. Zahlreiche User haben sich 
daran beteiligt und sich auch an uns ge- 
wendet. Die CDU hat bereits in der lau- 
fenden Legislaturperiode verschiedene 
Maßnahmen zu diesen Forderungen er- 
griffen: 
Generell gilt: Eine von der Mehrheit der 
Bürger akzeptierte Rechtsordnung ist die 
Voraussetzung für freiheitliche Entfaltung 
eigener Interessen und individueller Ideen 
- ohne anerkannte Reglements herrscht 
Chaos, und es gilt allein das Recht des 
Stärkeren. 
Im Internet ist das nicht anders. Hier ste- 
hen sich die Bedürfnisse nach freiheitli- 
cher und vielfältiger Nutzung möglichst 
zahlreicher User und die notwendigen 
Maßnahmen der Regierungen gegen den 
Mißbrauch einiger Weniger gegenüber. 
Die CDU hat sich aus ihrer Regierungs- 
verantwortung heraus intensiv und über- 
legt für die Förderung der konstruktiven 
Seite des Internet eingesetzt, ohne die 
Bekämpfung des Übels zu vernachlässi- 
gen. Sie bekämpft den Mißbrauch mit al- 
len erdenklichen Mitteln auf nationaler 
und internationaler Ebene - stets mit dem 
Ziel vor Augen, die freiheitliche Nutzung 
möglichst wenig einzuschränken. 
Zum Beispiel mit dem Multimediagesetz 
des Bundes: „Deregulierung vor Regulie- 
rung" lautet dabei das Leitprinzip: Es si- 
chert die uneingeschränkte Zugangsfrei- 
heit, z.B. für Gewerbe, Innovation und 
Entwicklung. Damit werden Impulse für 
den Ausbau der Netzstrukturen und für die 
Weiterverbreitung von Inhaltsangeboten 
gegeben. Die Verantwortlichkeiten für die 

Inhalte werden geklärt, und vor allem 
Rechtssicherheit für die Verfolgung von 
Straftätern und beim Datenschutz herge- 
stellt. 
Gleichzeitig werden mit Projekten wie 
„Schulen ans Netz" der verantwortungs- 
volle Umgang mit den neuen Medien ge" 
fördert, mit dem Ausbau des Wissen- 
schaftsnetzes die Nutzung für Forschung 
und Bildung erhöht oder mit der Förde- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen 
die Chancen für Wachstum und Beschaff' 
gung genutzt. 
Die CDU hat erkannt, welche Vorteile die 
neuen Medien - und hier insbesondere & 
Internet - für die Schaffung neuer Arbeit' 
platze, für die Gründung innovativer Un- 
ternehmen, für erfolgsversprechende Wß' 
ge in der Bildung, für mehr Effizienz in 
Wissenschaft und Forschung, für Entla- 
stungen der Umwelt und nicht zuletzt fnf 

neue Ausdrucksformen in Kunst und Un' 
terhaltung bieten. Sie wird sich weiterhin 
dafür einsetzen, möglichst vielen Bürge111 

den verantwortungsvollen Zugang zu die' 
sen vielfältigen Möglichkeiten zu eröff" 
nen. 
Die CDU setzt sich zugleich konsequent, 
dafür ein, daß diejenigen, die glauben,a 

Kosten der großen Mehrheit der User ihf 

miesen Machenschaften mit Hilfe neuer 
Medien betreiben zu können, unaufhör' 
lieh gejagt und schließlich dingfest ge'. 
macht werden: Dazu setzen wir auf nati 
naler Ebene u.a. auf die Verstärkung v0 

Polizeistreifen auf dem Daten-Highway' 
den Einsatz modernster Software zum 
Auffinden von Tätern, die intensivere 
Ausbildung und eine verbesserte Auss*a 

tung in den zuständigen Stellen, die vef 
ständliche Aufklärung der Bürger über 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mi ^ 
der Polizei. 
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Franz Meyers wird 90 Jahre 
er ehemalige CDU-Ministerpräsident 
°n Nordrhein-Westfalen, Franz 

^yers, ist am 30. Juli 90 Jahre alt ge- 

^eyers war von 1958 bis 1966 Regierungs- 
e* im bevölkerungsreichsten Bundesland 

t     
wurde dann durch ein Mißtrauensvo- 

tum von SPD und FDP gestürzt. Der Lan- 
svorsitzende Bundesarbeitsminister Nor- 

n
ert B|üm, gratulierte dem Jubilar zu sei- 

d^ runden Geburtstag. Am 16. August will 
n 

e ^U den Alt-Ministerpräsidenten in ei- 
m Festakt in Mönchengladbach ehren. 

M ann der Mitte 

istr 'n Mönchengladbach lebende Meyers 
.   Promovierter Jurist und gelangte 1950 
hat aS ^andesParlament in Düsseldorf. Er 
^ sich immer als Mann der politischen 
ban16 Verstanden und spielte nur im Fuß- 
I i«i^erne Und überzeugend die Rolle des 
Unksaußen 

von r Urde er Innenmmister im Kabinett 
^a j/DlJ"Min'sterPras'dent Karl Arnold. 
tae    dem Tod Arnolds mitten im Land- 
die  hIkamPf von 1958 erranS die CDU 

Naohf    Ute Mehrheit, und Meyers wurde 
hoff ,8er dcs SPD-Politikers Fritz Stein- 
y.   als Regierungschef. 
R|i

e
e
r
j
Jahre lang regierte die CDU an 

in H-n Und ^unr alleine, und Meyers war 
bert'n

S|er Zeit nach den Worten von Nor- 
'^m "im besten Sinne des Wortes 
iiber nein ^andesvater gewesen, dem 
VvUrd »gr°ßer Respekt entgegengebracht 

^her al    • 
die ß  j    Vle'e ändere habe Meyers auch 
Und m    utUng der Bildungspolitik erkannt 
„im i,  der Gründung neuer Universitäten 
lerden"r dCr KumPel und Industriearbei- 

^rundstein für eine zukunftswei- 

sende Hochschulpolitik gelegt", schrieb 
Blüm zu Meyers Geburtstag. 

„Meyers macht es" 

1962 ging die CDU in Nordrhein-West- 
falen dann mit Meyers an der Spitze ei- 
ne Koalition mit den Freien Demokraten 
ein. Vier Jahre später wurden die Christ- 
demokraten mit dem Wahlslogan „Mey- 
ers macht es" noch einmal stärkste Par- 
tei bei den Parlamentswahlen und re- 
gierten kurzfristig weiter mit der FDP. 
Diese ging dann aber ein Bündnis mit 
der SPD ein. Meyers' Ministerpräsident- 
schaft endete durch ein Mißtrauensvo- 
tum. Sein Nachfolger im Amt war Heinz 
Kühn. ■ 
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Sparsamer Umgang mit Wasser trägt 
zur nachhaltigen Entwicklung bei 
Anläßlich der Vorstellung des Wasser- 
sparbuches erklärte der Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses Umweltpolitik 
Kurt-Dieter Grill: 
Wasser ist die Grundlage allen Lebens. Es 
ist ein Hauptbestandteil der belebten Na- 
tur, ohne den diese nicht existieren könnte. 
Für uns ist es beinahe selbstverständlich, 
zu jeder Tages- und Nachtzeit Trinkwasser 
in guter Qualität und in ausreichender 
Menge zur Verfügung zu haben. Doch wir 
müssen uns immer wieder dessen bewußt 
werden, daß die Ressource Wasser endlich 
und nur begrenzt nutzbar ist. Diese 
schmerzhafte Erfahrung müssen die Ent- 
wicklungsländer immer wieder machen. 
Rund zwei Milliarden Menschen leben 
dort ohne Zugang zu sauberem Trink- und 
Sanitärwasser. Entsprechend leidet jeder 
zweite Mensch an wasserbedingten 
Krankheiten. Nach Angaben der Weltge- 
sundheitsorganisation (WHO) stirbt dort 
alle acht Sekunden ein Kind durch ver- 
schmutztes Wasser. 
Dank einer von der CDU geprägten Um- 
weltpolitik ist die Wasserversorgung in 
Deutschland sichergestellt. So wurden 
durch die CDU durchgreifende Regelun- 
gen zum Schutz der Gewässer vorange- 
trieben. Mit der Einführung beziehungs- 
weise Verschärfung des Abwasserabga- 
bengesetzes, des Wasserhaushaltsgesetzes 
und des Wasch- und Reinigungsmittelge- 
setzes sowie weitere Maßnahmen und Pro- 
gramme wurde das umweltpolitische In- 
strumentarium so verfeinert, daß die Rein- 
haltung der Gewässer deutlich verbessert 
werden konnten. Darüber hinaus wurde 
Deutschland zum Vorreiter des internatio- 
nalen Gewässerschutzes. Auch bei den 
Einsparmaßnahmen von Trinkwasser zei- 
gen sich bereits erste Erfolge. So sank der 

durchschnittliche Trinkwasserverbrauch 
im privaten Bereich pro Person und Tag 
von 145 Litern im Jahre 1990 auf rund 
130 Liter im Jahre 1996. 
Auf diesen Lorbeeren dürfen wir uns aber 
nicht ausruhen. So hat zum Beispiel die 
übermäßige Entnahme von Grundwasser 
in einigen dicht besiedelten Gebieten 
Deutschlands - wie etwa in der Rhein- 
Main-Region - bereits zu einer beträchth' 
chen Absenkung des Grundwasserspiegel 
geführt. 
Die Politik steht allerdings nicht allein in 
der Pflicht. Eigenverantwortliches Han- 

Dank einer von der CDU 
geprägten Umweltpolitik ist die 

Wasserversorgung in 
Deutschland sichergestellt. 

dein eines jeden einzelnen ist erforderlie' • 
um durch einen sorgsamen und sparsame 
Umgang auch in Zukunft das Vorhanden' 
sein von Wasser in ausreichender Menge 

und Qualität zu gewährleisten. Gerade rn1 

Bereich der privaten Haushalte gibt es vi 
le Möglichkeiten, zu einem sorgsamen 
Umgang mit der Ressource Wasser beizu^ 
tragen und dabei gleichzeitig auch den e 
genen Geldbeutel zu schonen. Diese rei' 
chen von der Verwendung eines Toilets 
Spülkastens mit Spartaste bis zur Install, 
on eines zweiten mit Regenwasser gesp^ 
cherten Wasserkreislaufs bei einem Won 

nungsneubau. Auch übermäßige Verunre 
nigungen des Wassers können durch Spa 

samkeit und umweltbewußtem Umgang 
mit Reinigungsmitteln verhindert werde 

Unser Wassersparbuch soll zu diesem 
Zweck wertvolle und hilfreiche Tips zu 
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Zeitschriften und Zeitungen verlieren Leser 
Rund die Hälfte aller deutschen 
Zeitungen und Zeitschriften hat 
nach einer Medienstudie Leser ein- 
gebüßt. 

Dies ergab die jüngste Media-Analyse 
(MA), die im Auftrag der deutschen 
Pressemedien von der MA-Arbeitsge- 
ttieinschaft in Frankfurt erarbeitet 
Worden ist. Nach den Berechnungen 
ktgen die Verluste für 50 Prozent der 
Blätter in etwa zwischen 10.000 und 
50.000 Lesern. Für ein Fünftel dieser 
Medien gab es im Vergleich zu der 
Analyse des Vorjahres keine Verände- 

rungen. 30 Prozent hatten dagegen et- 
was mehr Leser. 

Die größte Reichweite - 17,6 Prozent 
aller Leser - erzielt nach wie vor die 
„Bild am Sonntag". Sie mußte aber 
auch ein Minus von ca. 50.000 Lesern 
hinnehmen. Bei den Nachrichten-Ma- 
gazinen liegen „Focus" und „Der Spie- 
gel" mit jeweils geringen Verlusten 
gleichauf. Einen deutlichen Leser- 
schwund wurde für den „Stern" ermit- 
telt: Im Vergleich zum Vorjahr lasen 
rund 470.000 Deutsche weniger das 
Magazin (Reichweite: 11,2 Prozent). 

Waeeereparbuch 

Mein 3eitn 
*ur nachhaltn 
Entwicklung 

• Wassersparbuch 
Faltblatt, 12 Seiten, 

1note"~Nr-: 2433 
U0 Expl.: 20,00 DM 

da2l|',
n? des Wassers liefern. Es soll mit 

etitsPr
eiffagen' daß jeder von uns durch 

an nijt
Cchende Verhaltensänderungen dar- 

lrkt,daß mit unseren natürlichen 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum • Postfach 14 65 
59306 Ennigerloh • Fax (02524) 911 310 
E-Mail: georg.simon@bertelsmann.de 
Preis zzgl. MwSt. und Versand 

Ressourcen - auch im Interesse des 
Schutzes der Lebensgrundlagen der nach- 
folgenden Generationen - verantwor- 
tungsvoll umgegangen wird. I 
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Als 1990 die Wiedervereinigung der 
getrennten Teile Deutschlands 
Wirklichkeit wurde, hieß es, nichts 

werde bleiben, wie es war. Diese Prophe- 
zeiung ist eingetroffen, allerdings anders 
als erwartet. Wer hätte sich damals vor- 
stellen können, daß die Kommunisten, die 
gerade mit Schimpf und Schande davon- 
gejagt worden waren, wenige Jahre später, 
demokratisch gewählt, in die Gemeinde- 
vertretungen, in die Landtage und auch in 
den Bundestag einziehen würden? Heute 
stellen sie in vielen Gemeinden die Bür- 
germeister und sind 
dort die aktivste po- 
litische Kraft, ihre       Rudolf Wassermann: 
Fraktionen und Ab- 
geordneten nehmen 
an der opulenten Fi- 
nanzierung teil, mit 
denen der bundesre- 
publikanische Staat 
Parlamentsfraktio- 
nen und Parlamenta- 
rier ausstattet. 

eine Zusammenarbeit mit der PDS einge- 
hen wird. 
Bundesgeschäftsführer Müntefering hat 
sich ähnlich geäußert, Richard von Weiz- 
säcker die Frage aufgeworfen, ob die PE^ 
koalitionsreif sei. Die tabubrechende „Er- 
furter Erklärung" war ein Signal, das im 
Westen Deutschlands ebenso überhört 
worden ist wie die wiederholten Reden 
und Interviews, mit denen der Minister- 
präsident von Sachsen-Anhalt, Höppner, 
sein Modell pries und die DDR schönre- 
dete. Höppner - von Profession Mathern^- 

Als das „Magdebur- 
ger Modell" der ver- 
einbarten Unterstüt- 
zung einer Minderheitsregierung durch die 
PDS geboren wurde, konnte man glauben, 
daß es sich um eine einmalige Inszenie- 
rung handelte, um eine Entgleisung oder 
Eintagsfliege. Daß dies ein Irrtum war, 
zeigt sich jetzt, wo die SPD von Sachsen- 
Anhalt ohne Not der Kooperation mit der 
PDS den Vorzug vor der möglichen Koali- 
tion mit der CDU gibt - und dies entgegen 
dem erklärten Willen der Führung der 
Bundespartei. 

Erklärungen der SPD-Politiker Ringstorff 
(Mecklenburg-Vorpommern) und Dewes 
(zuvor Staatssekretär im Saarland, inzwi- 
schen Innenminister und führender SPD- 
Politiker in Thüringen) lassen erwarten, 
daß die SPD in diesen Ländern bei näch- 
ster Gelegenheit die dort bestehenden Ko- 
alitionen mit der CDU aufkündigen und 

Zwei politische 
Kulturen? 

Die Kooperation mit der PDS bedeutet 
Abkehr von der streitbaren Demokratie 

tiker und zu SED-Zeiten als Synodaler \& 
kirchlichen Raum engagiert - hatte unter 
dem SED-Regime nichts auszustehen. Bf 

ist kein alter Sozialdemokrat, hielt sich 
aber auch von der SED fern. Dem DDR' 
Regime hat er mehr als eine freundliche 
Erinnerung bewahrt. Zumindest seine K 
de vom Vorjahr, in der er die Unrechts- 
Qualität des SED-Regimes bestritt und d 
Bundesrepublik mit scharfer Kritik übef' 
zog, hätte aufhorchen lassen müssen. 

Es entspricht der personalisierenden Art 
und Weise, mit der Politik hierzulande 
der Presse verstanden wird, wenn man 
kaltschnäuzige Methode, mit der er Ger' 
hard Schröders wohlbegründeten, staats- 
männischen Rat, eine Koalition mit der 
CDU einzugehen, abtat, darauf zurück- 
führen versucht, daß Höppner und der 
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^-Repräsentant Bergner „nicht mitein- 
nder können". Als ob es in der Politik auf 

Persönliche Animositäten ankomme! 

ie ihm in der Wahlnacht angesichts des 
ihn nichts weniger als olanzvnllen 

Wahl 
lichts weniger als glanzvollen 

'ergebnisses entschlüpfte Ankündi- 
gung, er werde eine stabile Regierung bil- 
e
en- interpretierte Höppner alsbald so, daß 

Weiterhin eine Minderheitsregierung 
ll vereinbarter parlamentarischer Abstiit- 

,Un8durch die PDS führen wolle. Damit 
d
ruskierte er die Bonner SPD-Führung, 
'e davon nicht zuletzt negative Auswir- 

ngen auf die Bundestagswahl befürchte- 
nd befürchtet. 

^ehren aus der 
ergangenheit vergessen? 

seh Hintergrund der jüngeren deut- 
sch    Gescnichte Sibt es in der Tat 

Werwiegende Bedenken gegen die Ko- 
operation der SPD mit der PDS, über die 
jst

an.kaum hinweggehen kann. Die PDS 
ein  N     W'e 'mmer wieder zu lesen ist, 
Sc,e ^achfolgepartei der kommunisti- 
hat6n SED' sondern diese selbst. Die SED 
•    ^ich nicht etwa aufgelöst, sondern sich 
geä

U<jZember 1989 in Anpassung an die 
^rten Verhältnisse nur einen anderen amen 

'eKoi 
gegeben. 

alde    rnrnun'sten aber haben in den Sozi- 
der 

m°kraten nicht etwa ihre Klassenbrü- 
hen !Sndern stets ihren Hauptfeind gese- 
s0 "   as war in der Weimarer Republik 
Iq.'   s die Kommunisten die Sozialdemo- 
tPn   

n a's "Sozialfaschisten" diskreditier- 
end v0n ■ ~ weit intensiver bekämpften als die 

naiS(  • en straf,ich unterschätzten Natio- 

Schu 'alisten- Nach 1945 hatte Kurt 

mUn:    cner nicht vergessen, was die Ko- 
hatte?

ep den Sozialdemokraten angetan 
^okr  •    m'^traute den anfänglichen De- 
*utie£ lebeteuerungen der Kommunisten 
Und IrJ '.nar|nte diese „rotlackierte Nazis" 

Kr,tisierte die Bündnispolitik Grote- 

wohls in der SBZ. Die Geschichte gab 
Schumacher recht. 

Die Sozialdemokraten zogen in der Bünd- 
nispolitik mit den Kommunisten den kür- 
zeren, wurden nach der Zwangsvereini- 
gung mit der KPD beiseite gedrängt und 
verloren schließlich den letzten Einfluß, 
als sich die SED als „Partei neuen Typs" 
präsentierte. „Sozialdemokratismus" wur- 
de zur Todsünde. Diejenigen, denen dieses 
Laster zugeschrieben wurde, wurden 
drangsaliert und verhaftet, wenn sie nicht 
vorher fliehen konnten. 

Daß Sozialdemokraten diese geschichtli- 
chen Erfahrungen in den Wind schlagen 
können und den Kommunisten, die stets, 
wenn sie die Möglichkeit hatten, terroristi- 
sche Diktaturen errichteten, Vertrauen ent- 
gegenbringen, als seien sie eine demokra- 
tische Partei, ist unter diesen Umständen 
schier unbegreiflich, auch wenn man be- 
denkt, daß die SPD in Sachsen-Anhalt die 
Geschichte der Sozialdemokratie nicht 
kennt und daß ihr das, was sich tatsächlich 
zugetragen hat, selektiv durch die SED 
vermittelt worden ist, also aus der Sicht 
der geschichtsverälschenden SED. 

Mit dem Geist des 
Grundgesetzes nicht vereinbar 
Aber nicht nur von der sozialdemokrati- 
schen Geschichte wendet sich die Koope- 
rationspolitik Höppners und der sächsisch- 
anhaltinischen SPD ab. Auch mit dem 
Geist des Grundgesetzes ist sie nicht ver- 
einbar. Dieser wurde durch den Konsens 
der Demokratien unter Ausschluß extremi- 
stischer Parteien bestimmt. Es handelt sich 
um eine Lehre, die aus der Vergangenheit 
gezogen wurde. Kennzeichen der Weima- 
rer Republik war die Neutralität gegenü- 
ber jeder politischen Zielsetzung gewesen. 
Hitler und seine Partei unterliefen auf le- 
galem Wege das demokratische System, 
das sie dann nach der Übernahme der 
Macht ohne Umschweife beseitigten. 
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Auch die Kommunisten waren erklärte 
Feinde der demokratischen Ordnung, die 
nie einen Hehl aus ihrer Ansicht machten, 
anstelle der bürgerlichen Demokrtie die 
schrankenlose Herrschaft ihrer Partei zu 
errichten. Diese Erfahrungen gaben den 
Verfassungsväter und -müttern Veranlas- 
sung, sich von der für demokratieimma- 
nent gehaltenen Hilflosigkeit gegenüber 
verfassungsfeindlichen Gruppen abzuwen- 
den. Gleichsam als Antwort auf die Her- 
ausforderung durch die demokratiefeindli- 
chen Parteien wurde das Konzept der ab- 
wehrbereiten, streitbaren Demokratie ent- 
wickelt, die sich gegen ihre Feinde wehrt. 
Der Konsens darüber gehört zu den Errun- 
genschaften, an denen die Bundesrepubik 
trotz einiger Schwankungen - etwa bei der 
Einstellung in den öffentlichen Dienst, den 
sogenannten Berufsverboten - bis in unse- 
re Tage festgehalten hat. Tabuisiert ist jede 
Zusammenarbeit mit extremistischen poli- 
tischen Gruppierungen, die nicht auf dem 
Boden der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung stehen. Diesen die Verfas- 
sungsräson der Bundesrepublik bildenden 
Konsens, der für die politische Willensbil- 
dung sowohl im Bund als auch in den 
Ländern gilt, gibt eine Partei auf, die sich 
in eine politische Kooperation mit einer 
extremistischen Partei einläßt, gleichviel, 
ob diese auf dem rechten oder auf dem 
linken Flügel des Parteienspektrums zu 
verorten ist. 

PDS und DVU stimmten in 
Magdeburg gemeinsam 
Nun ist in Sachsen-Anhalt ebendies ge- 
schehen. Ist den Beteiligten klar, was da- 
mit aufs Spiel gesetzt wird? Ob eine Ko- 
alition unter Regierungsbeteiligung der 
PDS gebildet wird oder die PDS sich be- 
reit erklärt, der Minderheitsregierung der 
SPD die nötige Mehrheit zu verschaffen, 
macht prinzipiell keinen Unterschied, was 
die Abhängigkeit von einer extremisti- 
schen Partei angeht. Angesichts der Ent- 

Dr. jur.h.c. Rudolf Wasser- 
mann ist Mitglied des Nieder- 
sächsischen Staatsgerichts- 
hofes und war Ministerialrat im 
Bundesjustizministerium, 
Präsident des Landgerichts 
Frankfurt am Main und bis 
1990 Oberlandesgerichts- 
präsident in Braunschweig. 
Von 1974 bis 1980 war er 
Vorsitzender der Arbeitsge- 
meinschaft sozialdemokrati- 
scher Juristen. Er hat zahlrei- 
che Bücher und juristische 
Kommentare geschrieben. 

schlossenheit der SPD in Mecklenburg- 
Vorpommern und Thüringen, dem „Mag' 
dcburger Modell" zu folgen? muß man 
sich darauf einrichten, daß auf Landeseb 
ne nunmehr in Deutschland zwei politi- 
sche Kulturen bestehen, die westdeutsch • 
die an der Ausgrenzung der extremisti- 
schen Parteien festhält, und die ostdeut- 
sche, die keine Scheu hat, zumindest m'1 

linken Extremisten zu kooperieren. GevV1 

gibt es Erklärungen der PDS, die zeige0, 

daß der komunistsche Wolf Kreide gefreS' 
sen hat. 

Daß damit nicht der Verzicht auf die 
Durchsetzung extremistischer Positionen 
verbunden ist, hat Höppner schneller me 
ken müssen, als ihm lieb war. Denn PD^ 
und DVU, die Extremisten von links und 
rechts, denen der Verfassungsschutz ein 
Dorn im Auge ist, sorgten gemeinsamirri 

Magdeburger Landtag für die Ablehnung 
des CDU-Antrages auf Beibehaltung &x $ 
personellen Stärke des Verfassungschutz 
Wem fallen da nicht die gemeinsamen 
Aktionen von Kommunisten und Nazis 
der Weimarer Republik ein, etwa beim 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Öffentliche Büchereien, Kinder- 
gärten und Schulen haben sich 

Jjer Leseförderung verschrieben. 
Seitens der Politik pflegen entspre- 
chende Aktivitäten weitestgehend 
unterstützt zu werden. Und dennoch: 
Es vergeht, kaum eine Woche, in der 
Weht neue, oft beunruhigende Zah- 
,en über die Lesezeit von Erstlesern 
Ur<d jungen Menschen veröffentlicht 
Werden. 
Dje Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
stellt sich daher kontinuierlich der 
Aufgabe, im Rahmen von Fachta- 
gungen Probleme und Chancen der 
Leseförderung und der Lesesoziali- 
jj>9tion zu thematisieren und dazu Bi- 
^'iothekarinnen und Bibliothekare, 
Lehrerinnen und Lehrer, Mitarbeite- 
ten in Kindergärten sowie Eltern 
e|nzuladen. 
Eir|es der nächsten Angebote: 
Veranstaltung Nr. 217 
Beförderung — Lesesoziali- 
*ation: Eine gemeinsame Aufgabe 
TUr junge Familien, Kindergärten, 

Grundschulen und Öffentliche 
Bibliotheken 

Fachtagung in Zusammenarbeit mit 
dem Borromäusverein 

21. bis 23. August 1998 

Hauptthemen: 

• Medienwelten von Kindern 

• Lesesozialisation in der Schule - 
Untersuchungen zum Einsatz von 
Kinder- und Jugendliteratur im Un- 
terricht 

• Leseförderung als gemeinsame 
Aufgabe von Familie, Schulen, 
Kindergärten und Öffentlichen Biblio- 
theken 

• Podiumsgespräch 

Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 13 31 
50387 Wesseling 
Fax (0 22 36) 7 07-2 30 

iind ^entscheid des Preußischen Landtages 
Berj- e,Jm Streik der Verkehrsbetriebe in 

da
l£dem Stimmzettel 

^r sorgen, daß... 
öemokSt da?für a,,e'die an die "Streitbare 

§|ailL   ratie" als Verfassungsprinzip ge- 
die d- hat>en; womöglich noch bitterer für 
berejc, aus ^em kommunistischen Macht- 

en den freien Westen geflohen 
JS: Mut. Forum für Kultur, Politik 

sind. Geblieben ist die Hoffnung, wie einst 
mit dem Stimmzettel dafür sorgen zu kön- 
nen, daß die PDS so wenig Wählerstim- 
men erhält, daß sie für diejenigen, die mit 
ihr kooperieren wollen, uninteressant ist. 
Das dürfte sich im westlichen Teil 
Deutschlands erreichen lassen. Im Osten 
fehlt es dagegen an Menschen, die zur 
kämpferischen Auseinandersetzung mit 
der PDS bereit sind und dieser die Stim- 
men abnehmen, die ihr derzeit in reichem 
Maß zuteil werden. 

und Geschichte. Nr. 371, Juli 1998 



MITTELSTAND 
Mit vollmundigen Versprechungen ködert SPD-Möchtegernkanzler 

Gerhard Schröder den Mittelstand. Doch seine Versprechungen sind 
nichts als Schall und Rauch. Allein mit Sprüchen hilft man dem Mittel- 
stand nicht. 

• Als Regierungschef von Nieder- 
sachsen kürzte der SPD-Kanzlerkan- 
didat die landeseigene Mittel- 
standsförderung massiv zusam- 
men. Fazit: Die Selbständigenquote 
in Niedersachsen liegt weit hinter 
unionsgeführten Bundesländern 
zurück. 

• Gerhard Schröder will die Entla- 
stung von Arbeit durch die Renten- 
reform, die Gesundheitsreform, die 
Neuregelung des Kündigungs- 
schutzes und der Lohnfortzahlung 
rückgängig machen. Fazit: Die 
Lohnnebenkosten steigen weiter. 

• Gerhard Schröders Steuerkon- 
zept sieht für den Mittelstand, für 
Freiberufler und Selbständige eine 
Option auf eine Besteuerung nach 
dem Körperschaftsteuerrecht vor. 
Fazit: Freiberufler und Selbständige 
werden abkassiert, weil sie damit 
Gewerbesteuer zahlen müssen. 

• Gerhard Schröder ist in der Öf- 
fentlichkeit gegen eine Ausbil- 
dungsabgabe, vor seinen Partei- 
freunden jedoch für eine Ausbil- 
dungsabgabe. Fazit: Gerhard 
Schröder hat ein Glaubwürdigkeit- 
sproblem. 

► Unter Bundeskanzler Helmut 
Kohl wurden die Hilfen für Selb- 
ständige und Existenzgründer-z.B. 
Eigenkapitalhilfe oder Ansparab- 
schreibung - stark verbessert. Fazit: 
Die Selbständigenquote im Bund ist 
seit 1982 auf 10 Prozent deutlich an- 
gestiegen. 

► Das klare Ziel der CDU ist die 
Senkung der Sozialversicherungs- 
beiträge auf unter 40 Prozent. Durch 
Reformen Steuern und Abgaben 
senken, Arbeit von Kosten entlasten, 
ist unverzichtbar. Fazit: Der Anstieg 
der Beiträge ist bereits gestoppt. 

► Die CDU will alle Steuerzahler 
netto spürbar entlasten. Die Steuer- 
sätze sollen dazu durchgehend und 
deutlich gesenkt werden. Fazit: Nur 
mit der CDU sinken auch für den 
Mittelstand die Steuern. 

► Die CDU lehnt jegliche Zwangs- 
abgabe zu Lasten der Ausbildung 
strikt ab. Staatliche Gängelei und 
überzogener Bürokratismus sind 
mit der CDU nicht zu machen. Fazi* 
Die Lehrstellenbilanz wird 1998 wie 
in den Vorjahren ausgeglichen sein- 

Der Mittelstand muß wissen: 
Er kann sich auf Gerhard 
Schröder nicht verlassen. CDU 
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umente Erosion der 
Abgrenzung: Wie 

PDS und SPD einander näherkommen 
^ olange Demokratie, Parlamentaris- 
ches und Rechtsstaatlichkeit mit 

Spital ism us und Arbeitslosigkeit in 
Mrt1 Topf 9eworfen werden, solange 
re K S auch die PDS geben " und 

cntsextremistische Parteien als 
^ingabe dazu. 

* diesem Satz beendet Jürgen P. 
p^Q die Schlußbetrachtung seiner 
Stift    tudie' die die Konrad-Adenauer- 
h 

ITtung am 30. Juli in Bonn vorgestellt 
inshUnd scnreibt den Wahlkämpfern 
dpr    ondere in den neuen Bundeslän- rn warnend ins Stammbuch: 

°'"e PDS wird bei Wahlen weiter 
au§ dem Vollen schöpfen können, 
^enn es nicht gelingt, die tiefsit- 
*©nde Verdrossenheit der Bürger 
Z1 Ostdeutschland gegenüber dem 
neuen System aufzubrechen. 

tfr?Ddas: obwohl PDS-Vordenker An- 
V0r. .rie ur>d PDS-Bundestagsgruppen- 
Qlfti u   nder Gregor Gysi fast wort- 
9leich geklagen: 

"Wir müssen endlich in der Bundes- 
ePublik ankommen." 

"^'r Müssen endlich in der Gesell- 
ö  

Chaft ankommen." 
l9Q^r9änger-Partei SED war nämlich 
rw    ° der Staat abhanden gekom- 
erf0|Q

Und erst die unerwarteten Wahl- 
1994 h 'n den neuen Bundesländern 
übel den SED-Nachfolgern 
Hoch   -Upt wieder Mut gemacht, es 
Sxper

einmal m't einem gescheiterten 
Trü^ 'rnent zu versuchen, dessen 
sirid        noch neute nicht beseitigt 

Drittstärkste Kraft eines faktischen 
Dreiparteiensystems ist die PDS inzwi- 
schen in Ostdeutschland und damit un- 
widerstehliche Verlockung für die SPD, 
Abgrenzungsbeschlüsse zu ignorieren. 
Noch bevor sich im Gärungsprozeß in- 
nerhalb der PDS, bei der Auseinander- 
setzung zwischen Reformer-Flügel und 
Alt-Kommunisten, ein Ziel erkennen 
läßt, hat in Sachsen-Anhalt SPD-Mini- 
sterpräsident Höppner zum zweiten 
Mal das sog. „Magdeburger Modell" 
aufgelegt und der PDS ihre Traumrolle 
zugestanden: nämlich den Mehrheits- 
macher mit strategischem Gewicht zu 
spielen, ohne für die Regierungspolitik 
unmittelbar verantwortlich zu sein. 
In Mecklenburg-Vorpommern, wo wie 
für den Bundestag ebenfalls am 
27. September gewählt wird, liebäugelt 
der Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Landtag, Harald Ringsdorf, mit einem 
„Schweriner Modell". 
Nur als milieuverhaftete Regionalpartei 
in Ostdeutschland und Schicksalsge- 
meinschaft all derer, die auch heute 
noch nicht von den Wertvorstellungen 
der DDR ablassen wollen, mit einem al- 
lerdings weitverzweigten Netz unter- 
schiedlichster Vereine - von der Orga- 
nisation ehemaliger MfS-Offiziere über 
marxistische Debattierklubs bis hin zum 
Mieterverein - hätte die Partei wohl kei- 
ne Zukunft im wiedervereinten Deutsch- 
land. 

Der „außerparlamentarische Kampf 
um gesellschaftliche Veränderungen" 
wäre tatsächlich „entscheidend" geblie- 
ben, wie es im Parteiprogramm heißt -, 
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wenn sich nicht eine Mehrheit ostdeut- 
scher Sozialdemokraten von der wohl- 
feilen Aussicht, konservative Regierun- 
gen oder große Koalitionen neu ablö- 
sen zu können, und dem Angebot hätte 
überzeugen lassen, das schlicht und 
einfach lautet: 

Eine SPD, die „wirklich strategisch 
denkt und Veränderungen will, 
braucht die PDS". Und das heißt: die 
PDS in den Parlamenten. 

Politisch-inhaltlich trat die PDS zuerst 
nur mit den relativ einflußlosen linken 
Flügeln von SPD und Grünen in Kon- 
takt („cross-over-Projekt"). 
Geradezu kongenialln die Strategie 
der PDS-„Reformer" paßte dagegen 
die „Erfurter Erklärung": „Hektisch hat- 
ten führende Parteivorstandsmitglieder 
der PDS am Text gefeilt und nach pro- 
minenten Erstunterzeichnern aus dem 
linken, vor allem sozialdemokratischen 
Lager gesucht." (Christian von Ditfurth: 
Ostalgie) 

• Die Zusammenarbeit oppositioneller 
Kräfte • gesellschaftliches Bündnis 
• Einheit der Linken • die plakative 
Forderung nach einer „anderen Politik": 
Die Erklärung liest sich wie die populä- 
re Fassung der strategischen Pläne 
aus der PDS-Zentrale. 

Zentraler Satz: „Gebraucht wird 
eine Opposition, die den Wechsel 
mit allen Kräften will. Sie kann nur 
aus den bisher getrennten Oppo- 
sitionskräften entstehen." 

In diesen Zusammenhang gehört das 
Bemühen der PDS, den Begriff Sozia- 
lismus neu zu fassen und dessen Idee 
wiederzubeleben. Dabei gilt als ausge- 
machte Sache: Der Staats-Sozialismus 

der DDR war eigentlich gar kein Sozia' 
lismus, sondern die Pervertierung der 
sozialistischen Idee... 

...als hätte die sozialistische 
Tradition in Osteuropa zwischen 
1945 und 1990 nur eine histori- 
sche Pause eingelegt, um nach 
45 Jahren - Phönix aus der Asch6 

gleich - wieder erblühen zu 
können. 

In diesen Zusammenhang gehört die 
Besetzung des Begriffs Demokratie 
und dessen Umdeutung zur Methode 
gesellschaftlichen Umbruchs. Der Be- 
griff „Klassenkampf" wird vermieden- 
Statt dessen zielt die PDS mit dem 
Konzept „Demokratisierung" auf die £r' 
zeugung einer Art von Massendynan11* 
aller Unzufriedenen und letzten Endes 
auf eine Vergesellschaftung der politi- 
schen Willensbildung durch den Staat- 

Im Kern ist das nichts anderes a|s' 
womit die SED-Machthaber ihre P0" 
litische Praxis gegenüber der G&" 
Seilschaft der DDR kontrollierten- 

„Sozialabbau" und „MassenarbeitslO' 
sigkeit" sind die zentralen Stichworte-^ 
mit denen die PDS-Propaganda soz|9' 
le Ängste schürt und den Versuch UH' 
temimmt, die „Sicht der Betroffenen"lf1 

die Parlamente zu tragen. 
Der sog. „Große Lauschangriff" und 
dessen Ausführungsgesetze waren d ^ 
Thema der ersten offen gewollten Paf 

lamentarischen Zusammenarbeit z^1' 
sehen PDS und SPD im Bundestag 
und im März dieses Jahres die bislan9 
einmalige Gelegenheit der SED-Nac^' 
folgepartei, das Fernziel der Machtbe 

teiligung auch anschaulich zu mache 

Jürgen P. Lang: Das Prinzip Gegenmacht. PDS und Parlamentaris 
Interne Studie Nr. 166/1998 der Konrad-Adenauer-Stiftung 

ifTlUS-   I 
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Für Ihre Argumentation im Wahlkampf 

Auf mehrere Anfragen hin haben 
wir zusätzlich zum Gesamtange- 
bot unserer Informations- und 

b 
erbemittel im UiD Extra dieser Ausga- 

be noch einmal alles das an Informati- 
Materialien zusammengestellt, was 

dehfÜr lhren WahlkamPf"für Re" 
beitrage, Gespräche und Diskussio- 

^en-brauchen. 
s handelt sich - mit Ausnahme der Ar- 

^nientationskarten und Faltblätter - um 

de t' die Vor allem im UiD stehen bzw- n Kreisverbänden als aktuelles Infofax 
9egangen sind. Sie finden die Texte 

l^ Ausnahme auch in KomSys und 
m KandiNet. 

UiD-Dokumentationen 

pj   PD"Mißwirtschaft in den Ländern: 
Und    ~ Und Haushaltspolitik unsolide 
(Ui^Unseriös- Zahlen, Daten, Fakten 
(UlD 1/1998). 

der Pfter Bericnt uber die Entwicklung 
rjj pflegeversicherung. Norbert Blüm: 
Ur)d  

f,e9eversicherung hilft verläßlich 
(Uit\Sie'1t auf einem festen Fundament 
lU,D 2/1998). 

9en H Sicnerneit erfolglos. Das Versa- 
(Uii\ i?r ^PD bei der Inneren Sicherheit lU,D 3/1998). 

•urio chstum- Wohlstand und Vertei- 
te ^Gerechtigkeit. Zahlen, Daten, Fak- 
£nt,7

Ur.wirtschaftlichen und sozialen 
(Uih'*,lun9in Deutschland 
lWID 4/1998). 

as Dilemma der SPD in der Außen- 
^icherheitspolitik (UiD 5/1998). 

Una 

^Us't EuroPapolitik der SPD: Populis- 
VOr Berechenbarkeit (UiD 6/1998). 

• Die „neue Mitte" ist in Wirklichkeit die 
alte linke Ecke. Zum SPD-Regierungs- 
programm 1998-2002 (UiD 8/1998). 

• Wir haben viel bewegt. Leistungsbi- 
lanz 1994-1998. Teil I (UiD 11/1998). 

• Wir haben viel bewegt. Leistungsbi- 
lanz 1994-1998. Teil II (UiD 12/1998). 

• Die Kernbotschaft unseres Pro- 
gramms ist: Steuerentlastung. Bundes- 
verkehrsminister Matthias Wissmann 
und wirtschaftspolitischer Sprecher des 
CDU-Bundesvorstands stellt die 
Schwerpunkte der CDU-Wirtschaftspoli- 
tik vor (UiD 13/1998). 

• Europäische Einigung ist Vorausset- 
zung für Frieden, Freiheit und Wohl- 
stand. Redebeitrag von Bundeskanzler 
Helmut Kohl in der Debatte zum Über- 
gang zur Dritten Stufe der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsreform 
(UiD 14/1998). 

• Ministerpräsident Kurt Biedenkopf: 
Die Bundesregierung sichert immerhin 
die politische Basis für die Transferlei- 
stung von jährlich 4,5 Prozent des Brut- 
toinlandsprodukts von West nach Ost. 
Wolfgang Schäuble: Wir sind auf dem 
richtigen Weg: Wir haben bei der Über- 
windung der Folgen von Teilung und So- 
zialismus eine Menge erreicht. 
Bundestagsdebatte zum wirtschaftlichen 
Aufbaukonzept für Ostdeutschland am 
28. Mai (UiD 18/1998). 

• Bundeskanzler Helmut Kohl: Die Eini- 
gung Europas ist die einzig wirklich dau- 
erhafte Garantie für Frieden und Frei- 
heit. Regierungserklärung am 18. Juni 
im Deutschen Bundestag zum Europäi- 
schen Rat in Cardiff vom 15. und 
16. Juni (UiD 21/1998). 
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• Beschäftigungsförderung in Deutsch- 
land (UiD 24/1998). 

UiD Extra 

• Wolfgang Schäuble: Deutschland vor 
der Europäischen Währungsunion. Re- 
de des Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion auf der Jahreseröff- 
nungsveranstaltung der Deutschen Bör- 
se AG in Frankfurt am Main am 26. Fe- 
bruar (UiD 5/1998). 

• Erleichterungen für Alteigentümer. 
Vereinfachungen im Verwaltungsverfah- 
ren. Zwischenbericht des Arbeitskreises 
„Enteignungen 1945 bis 1949" der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion (UiD 
6/1998). 

• UiD im Wahlkampf. Hilfen nicht nur für 
CDU-Redakteure (UiD 10/1998). 

• Helmut Kohl: Wir sind auf einem gu- 
ten Weg, das gemeinsame Haus Europa 
zu errichten. Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers am 2. April im Deut- 
schen Bundestag (UiD 12/1998). 

• Den Wandel gestalten. Musterrede für 
den Wahlkampf 1998 (UiD 13/1998). 

• Kann die PDS wie eine normale de- 
mokratische Partei behandelt werden? 
Gedanken zum Bundestagswahlkampf 
von Fritz Hähle (UiD 20/1998). 

• Vera Lengsfeld: Die Vergangenheit 
darf nicht ins Harmlose entsorgt werden. 
Rainer Eppelmann: Alles Unmenschli- 
che ist sinnlos und vergebens. 
Aus der Bundestagsdebatte über den 
Abschlußbericht der Enquete-Kommissi- 
on „Überwindung der Folgen der SED- 
Diktatur im Prozeß der deutschen Ein- 
heit" am 17. Juni (UiD 21/1998). 

• Bundespräsident Roman Herzog: Die 
Bürgerrechtler sind die Träger eines 

wertvollen Erfahrungsschatzes. Rede 
des Bundespräsidenten auf dem Bürger* 
rechtler-Kongreß der Konrad-Adenaue'- 
Stiftung am 23. Juni in Leipzig 
(UiD 22/1998). 

• 1998-2002. Wahlplattform. Teil I 
(UiD 24/1998). 

• 1998-2002. Wahlplattform. Teil II 
(UiD 25/1998). 

• 1999-2002. Wahlplattform. Teil III 
(UiD 26/1998). 

ARGUMENTE 

... zum Abbau überflüssiger Bürokratie 
(UiD 34/1997). 

... zur Verbesserung der Wettbewerbs- 
bedingungen in der Landwirtschaft (U'*' 
35/1997). 

... zur Reform des Staatsangehörigkeit5 

rechts - Eckpunkte - (UiD 36/1997). 

... zur Verbesserung der Kommunalfi- 
nanzen (UiD 37/1997). 
... für einen pünktlichen Start des E^n 
(UiD 38/1997). 

... zur Reform des deutschen Hoch- 
schulsystems (UiD 39/1997) 
... für eine große Steuerreform, die die' 
sen Namen auch verdient (UiD 1/19g8' 
Neun Punkte zum „Sicherheitsjahr '9° 
(UiD 2/1998). 
... zu einer großen Bildungsreform, d'e 

auf Qualität zielt (UiD 4/1998). 
... zum Religionsunterricht an öffentli- 
chen Schulen (UiD 5/1998). 

... zur aktuellen Aussiedlerpolitik 1998 

(UiD 6/1998). 
... zum Studium in den neuen Bundes' 
ländern (UiD 7/1998). 
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der F Sicherheit der Kernkraftwerke und 
fan   ,ndla9erung ihrer radioaktiven Ab- 
ral|e (UiD 8/1998). 

J* *Ur internationalen Vergleichbarkeit 
un Arbeitslosenquoten (UiD 9/1998). 

••■zur gesamtwirtschaftlichen Steuerbe- 
trug (UiD 10/1998). 

bahU den Vorteilen der Magnetschwebe- 
*nr> Transrapid (UiD 12/1998). 

^m die SPD Deutschland nicht re- 
^eren kann (UiD 13/1998). 

ch«Ute Gründe, die für die CDU spre- 
C

D
hen (UiD 14/1998). 

Ato     gen eines Ausstiegs aus der 
urnenernio nun n;/ioon\ 

?tfol 
Energie (UiD 15/1998). 

Iii^9reicne Politik fur Senioren 
l
p
UlD 18/1998). 

füÄfür Frauen, Kinder und Familie 
lU,D 19/1998). 

cha Xerhältnis der Parteien zu den Kir- 
^ (UiD 20/1998). 

1qQ^
Swirkungen der Rentenreform 

*y9 (UiD 21/1998). 

(ÜiÜr,PesPracne mit Erstwählern 
lUlD 22/1998). 

(Üir»Sich das neue Asylrecht bewährt 
lUlD 23/1998). 

sPieu?tive der Rechtswähler am Bei- 
bachsen-Anhalt (UiD 24/1998). 

Wiepr>Q    _ 
TiPn /..    und SPD einander näherkom- 
nen (UiD 25/1998). 

^rgumentationskarten 

zu den Themen: 

%Al!einer2iehenda 

% ^Sicherung 

%;
rbe'tsmarkt 

^«•ssicheruni 
r°genpolitik 
3ma 

AsVlrecht 

• Aufschwung Ost 

• Ausbildung 

• Ausländerpolitik 

• Bundeswehr 

• Energie 

• Entwicklungspolitik 

• EU-Finanzbeitrag Deutschlands 

• EU-Osterweiterung 

• Europäische Union 

• Existenzgründer 

• Familie und Beruf 

• Familie und Wohnen 

• Familienförderung 

• Finanzen 

• Forschung 

• Frau und Beruf 

• Gesundheit 

• Hochschule 

• Innere Sicherheit 

• Innovation 

• Jugendpolitik 

• Kindererziehungszeiten in der Rente 

• Kindschaftsrecht 

• Landwirtschaft 

• Menschenrechte 

• Organisierte Kriminalität 

• Pflegeversicherung 

• Schule 

• Senioren 

• Service für Haushalt und Familie 

• Sicherheitspolitik 

• Sozialhilfe 

• Sozialpolitik 

• Sportpolitik 

• Steuern 

• Umwelt 

• Vertriebene und Spätaussiedler 
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• Wehrpflicht 
• Wirtschaft 
Bestell.-Nr.: 1409 
10 Sets: 24,00 DM 

Faltblätter 

2369 Das bringt uns die Europäische 
Union 

2372 Unsere Bundeswehr- 
Einsatz für Frieden und Freiheit 

2373 Sicherheit für die Zukunft 

2374 Politik für Frauen 

2375 Zukunftschancen für Familien 
sichern 

2376 Handeln für mehr Sicherheit — 
Kriminalität entschlossen 
bekämpfen 

2378 Bildung für die Zukunft 

2379 Erfolgreiche Sportpolitik 
der CDU 

2380 Landwirtschaft 

2381 

2382 

Für eine moderne Innovations- 
politik 
Standort Deutschland, 
modern - attraktiv - zukunfts- 
sicher 

2383 Gesundheitspolitk 

2384 Solide Finanzen/Niedrige 
Steuern 

2385 Mittelstand - Für eine neue Kultur 
der Selbständigkeit 

2386 Senioren 

2387 Aufschwung Ost 

2388 Umwelt und Energie 

2389 Soziale Sicherheit 

2390 Arbeitsmarkt 

2391 
2392 

Ausbildung/Berufliche Bildung 

Sieben gute Gründe für die CDU 

■ahl 

2393 Damit das Land nicht rot wird 
2394 Das ist nur mit der CDU zu hab^j 

-Argumente zur Bundestagsw 
1998 

Verpackungseinheit: jeweils 100 Expl- 
Preis je 100 Expl.: 20,00 DM 

Infofax-Sonderservice 

Nr. 2    Rot-Grün: Verzögern - 
verhindern - blockieren 
(19. 1.98) 

Nr. 3    Meilenstein der Verbrechens- 
bekämpfung: Die CDU setzt s ich 

beim „Großen Lauschangriff" 
durch (23. 1. 98) 

Nr. 6    Durchbruch bei der VermögenS' 
bildung (4. 3. 98) 

Nr. 7    Das Linksbündnis formiert sie»1* 
Zum ersten Mal abgestimmtes 
Verhalten von SPD, Grünen ^° 
PDS im Bundestag (6. 3. 98) 

Nr. 8    Rot-Grüne Wirklichkeit: Eine afl' 
dere Republik (10. 3. 98) 

Nr. 9    Die Linke will eine andere ReP 
blik (13. 3. 98) 

Nr. 10 Bauplan für die Brücke ins 
21. Jahrhundert - Zukunftspr0' 
gramm der CDU Deutschlands 
(3. 4. 98) 

Nr. 11  Zur Diskussion um eine auf- 
kommensneutrale und europ^'^ 
weite Energiebesteuerung e^' 
Generalsekretär Peter Hintze 
(6. 4. 98) 

Nr. 14 Bedeutendste Entscheidung 
seit der Wiedervereinigung 
Deutschlands. 
Auszüge aus der Rede von 
Bundeskanzler Helmut Kohl"1 

der EURO-Debatte des DeU!fpril 
sehen Bundestages am 23. W 
(24. 4. 98) 
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r-15 Ergebnisse des EURO-Gipfels in 
Brüssel vom 1. bis 3. Mai 
(4. 5. 98) 

r-16 SPD läßt wegen der PDS 
die Koalitionsgespräche mit 
der CDU platzen! (8. 5. 98) 

Apropos Schröder 
feuern (UiD 21/1998) 
Rente (UiD 22/1998) 
lnnere Sicherheit (UiD 23/1998) 
Aufbau Ost (UiD 24/1998) 

beistand (UiD 25/1998) 

Was die Linken 

St'chwort 

Schwort 

Schwort 

wirklich wollen 
Wehrpflicht (UiD 7/1998) 

Gelöbnis (UiD 8/1998) 

Transrapid (UiD 12/1998) 

Stichwort: Abschiebung (UiD 13/1998) 

Stichwort: Ausbildungsplatzabgabe 
(UiD 14/1998) 

Stichwort: Vermögensteuer 
(UiD 15/1998) 

Wahlkampf 1998 
Verdachtsunabhängige Kontrollen 
müssen in die Polizeigesetze 
(UiD 4/1998) 

SPD-Blockade-Strategie bei akkusti- 
scher Wohnraumüberwachung 
(UiD 6/1998) 

Gesamt-Europa gegen die organisier- 
te Kriminalität (UiD 10/1998) 

NATO-Osterweiterung: Mehr Sicher- 
heit in Europa (UiD 12/1998) 

Erfolgreiche Abrüstungspolitik der 
Bundesregierung (UiD 14/1998) 

Grüne verunglimpfen öffentliche 
Gelöbnisse als „Militärspektakel" 
(UiD 21/1998) 

jie Junge Union Baden-Württem- 
fQ   ber9 sucht zum 1. Oktober 1998 
~rdie Landesgeschäftsstelle in 
Stuttgart eine/einen 

Landesgeschäfts- 
führer/-in 

Aufgaben: 

Rührung der Geschäftsstelle des 
Verbandes 

orbereitung und Organisation 
ller Tagungen und Kongresse 

etreuung der satzungsmäßigen 
Gremien 

• Kontaktpflege zu politischen Orga- 
nisationen sowie zu Verbänden 
und Vereinen 

Anforderungen: 

• überdurchschnittliches Engage- 
ment und Einsatzbereitschaft 

• Erfahrungen in der Verbandsarbeit 

• Mitgliedschaft in der Jungen Union 

• hohes Maß an Flexibilität und 
Mobilität 

Bewerbungen sind bis zum 
10. September 1998 an die Lan- 
desgeschäftsstelle der Jungen 
Union Baden-Württemberg, 
Hasenbergstraße 49 b, 
70176 Stuttgart, zu richten. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

I Bundesliga-Spielplan für die 
1. und 2. Bundesliga 

Rechtzeitig zum Start der Bundesliga-Sal' 
son 98/99 ist der Faltplan mit allen Spie' 
len über unser Versandzentrum erhält' 
lieh. Der Plan enthält alle Spiele mit 
übersichtlichen Tabellen zum Eintragt 
der Ergebnisse. 
Aktionstip: 
Verteilen Sie jetzt zum Beginn der 
Saison 98/99 den Bundesligarat 
vor den Fußballstadion der Bundes' 
iga-Vereine. 
Bestell-Nr.: 2487 
Verpackungseinheit: 250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 47- DM 

Achtung unser Versand- 
zentrum ist umgezogen! 

Die neue Anschrift: 
IS-Versandzentrum • Postfach I46 

59306 Ennigerloh • 
Fax (0 25 24) 9113 10 

E-Mail: 
georg.simon @ be rtelsmann.de 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdien?^ |n- 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands. Fur ßtQ 
halt verantwortlich: Axel König, Redaktion: Ern-ljefo'' 
Neuper,   Konrad-Adenauer-Haus,   53113   Bonn,    '   |ag: Veri- (0228) 5440, e-mail: ernst.neuper@bg.cdu.dbp.de. v 31I3 

Union Betriebs GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, <>$ 
Bonn, Tel. (02 28) 5307-0, Telefax (0228) 5307-11     ^ 
Vertrieb: Tel. (02 28) 53 07-1 89. Verlagsleitung: Bern    ^ 

25/1998 

fittlich.   Bankverbindung:   Sparkasse  Bonn,  Kfqe-öO4 

7 510183 (BLZ 380 500 00), Postbank Köln Nr. 193JV p^ 
(BLZ 370 100 50). Abonnementspreis jährlich 6a     g5- 
Einzelpreis 1,60 DM. Herstellung: S2S Vereinigte v 
anstalten GmbH, Düsseldorf. j 


